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Preußiſche Geſetzſammlung 


Jahrgang 1924 | Nr. 55. 


Inhalt: Bekanntmachung der neuen Faſſung des Geſetzes über die Wahlen zum Preußiſchen Landtag (Landes wahlgeſetz), S. 071. — 
* Wahlordnung für ben Preußischen Landtag, S. 684. — Verordnung über das Stimmrecht ber aus dem beſetzten 
Gebiet Ausgewieſenen, ©. 725. 


(Nr. 12906.) Bekanntmachung der neuen Faſſung des Geſetzes über die Wahlen zum Preußiſchen Land⸗ 
tag (Landeswahlgeſetzb. Vom 28. Oktober 1924. 


Auf Grund des Artikels III des Geſetzes vom 26. Oktober 1924 (Geſetzſamml. S. 659) zur 
Anderung des Landeswahlgeſetzes wird das Geſetz über die Wahlen zum Preußiſchen Landtag in 
der neuen Faſſung nachſtehend bekanntgegeben. 


Berlin, den 28. Oktober 1924. 
Der Miniſter des Innern. 
Severing. 


Geſetz über die Wahlen zum Preußiſchen Landtag (Landeswahlgeſetz). 


J. Wahlrecht und Wählbarkeit. 


$1. : 
() Wähler zum Landtag ift, wer am Wahltage Reichsangehöriger und 20 Jahre alt ijt 
und in Preußen wohnt. 
(2) Wähler find ferner die am Wahltage reichsangehörigen, 20 Jahre alten preußiſchen 


Staatsbeamten, Arbeiter und Angeſtellten in preußiſchen Staatsbetrieben und Angehörigen ihrer 


Hausſtände, die zwar nicht in Preußen wohnen, aber nahe der Landesgrenze ihren Wohnort haben. 
(3) Jeder Wähler hat eine Stimme, 
82 
() Ausgeſchloſſen vom Wahlrecht iſt, 
J. wer entmündigt ift oder unter vorläufiger Vormundſchaft oder wegen geiſtigen Gebrechens 
. unter Pflegſchaft ſteht, : 
2. wer rechtskräftig durch Richterſpruch die bürgerlichen Ehrenrechte verloren hat. 
(2) Die Ausübung des Wahlrechts ruht für die Soldaten während der Dauer der Zuge— 
gehörigkeit zur Wehrmacht. 8 ; 
Gejepfammfung 1924. (Nr. 12906 —12908.) 


107 
Ausgegeben zu Berlin, den 7. November 1924. 


ö 


. (2) Behindert in der Ausübung ihres Wahlrechts find Perſonen, die wegen Geiſteskrankheit 

oder Geiſtesſchwäche in einer Heil- oder Pflegeanſtalt untergebracht find, ferner Straf- und Unter⸗ 
ſuchungsgefangene ſowie Perſonen, die infolge gerichtlicher oder polizeilicher Anordnung in Ver⸗ 
wahrung gehalten werden. Ausgenommen ſind Perſonen, die fid) aus politiſchen Gründen in 
Schutzhaft befinden. f 


— 8 35 N 

Wählen kann nur, wer in eine Wählerliſte oder eine Wahlkartei eingetragen iſt oder einen 
ern hat. 

E SE 4: 

Wählbar iſt jeder Wablberechigte, ber am Wahltage 25 Jahre alt iſt. 


| : SP 
() Ein Abgeordneter verliert feinen Sitz: 
durch Verzicht; 
durch nachträglichen Verluſt des Wahlrechts; 
durch ſtrafgerichtliche Aberkennung der Rechte aus öffentlichen Wahlen; 
durch Ungültigerklärung der Wahl oder ſonſtiges Ausſcheiden beim Wahlprüfungs— 
; verfahren; 
5. durch nachträgliche Anderung des Wahlergebniſſes. 


(2) Der Verzicht it bem EE CES a erklären; er kann nicht widerrufen 
werden. 


= bäi kä 


e 
II. Wahlvorberelfung. 
8 6. 
Dias Staatsminiſterium beſtimmt im Einvernehmen mit dem Ständigen Ausſchuſſe des Land⸗ 
tags (Artikel 26 der Verfaſſung) den Tag der Hauptwahl (Wahltag). 


$ 7. 
Die Wahlkressintellung und die Bildung von Sotto ge die Anlage. 


$8 

§ S. 
S Zur Vorprüfung und Feſtſtellung der Wahlergebniſſe im gang Lande ernennt der Minifter 
E SC Innern einen Landeswahlleiter und einen Stellvertreter. 


3 
; Für die Stimmabgabe wird jeder Wahlkreis in Wahlbezirke geteilt, die möglichſt mit den 
Gemeinden zuſammenfallen. Große Gemeinden können in mehrere Wahlbezirke zerlegt, kleine Ge» 
meinden oder Teile von Gemeinden mit benachbarten Gemeinden oder Gemeindeteilen zu einem 
p uut bereinigt werden. 
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$ 10. 

(1) Für jeden Wahlbezirk wird ein Wahleorſteher und ein Stellverkreter ernannt. 

(2) Der Wahlvorſteher beruft aus den Wählern des Wahlbezirkes, für den er beſtellt iff, 
drei bis ſechs Beiſitzer und einen Schriftführer, dieſer kann auch aus den Wählern eines anderen 
Wahlbezirkes genommen werden. 

(3) Der Wahlvorfteher, ur Stellvertreter, bie Beiſitzer und der Schriftführer bilden den 
Wahlvorſtand. 

SEAN 

(1) In jedem Wahlbezirke wird für die dort wohnhaften Wähler eine Wählerliſte oder Wahl, 
kartei geführt. 

(2) Die gemäß $ 1 Abf. 2 wahlberechtigten Perſonen werden auf Antrag in die Wählerliſte 
oder . einer ihrem Wohnorte benachbarten preußiſchen Gemeinde eingetragen. 


12. 
Einen Wahlſchein erhält auf Antrag 5 
L ein Wähler, der in eine Wählerliſte oder Wahlkarte eingetragen iſt, 

1. wenn er fid am Wahltage während der Wahlzeit aus zwingenden Gründen außer 
halb ſeines Wahlbezirkes aufhält; 

2. wenn er nach Ablauf der Einſpruchsfriſt ($ 13) feine Wohnung in einen anderen 
Wahlbezirk verlegt; 

3. wenn er infolge eines körperlichen Leidens oder Gebrechens in feiner Bewegungs 
fähigkeit behindert ijt und durch ben Wahlſchein die Möglichkeit erhält, einen für 
ihn günſtiger gelegenen Wahlraum aufzuſuchen; 

II. ein Wähler, der in eine Wählerliſte oder Wahlkartei nicht eingetragen oder darin 
geſtrichen iſt, 


1. wenn er nachweiſt, daß er ohne fein Verſchulden die Einſpruchsfriſt ($ 13) mer, 


ſäumt hat; 

2. wenn er wegen Ruhens des Wahlrechts nicht eingetragen oder geſtrichen war, der 
Grund hierfür aber nach Ablauf der Einſpruchsfriſt weggefallen iſt; 

3. wenn er Auslanddeutſcher war und ſeinen Wohnort nach Ablauf der Einſpruchs⸗ 
friſt nach Preußen verlegt hat. 


913. 

(1) Die Wählerliſten oder Wahlkarteien werden zur allgemeinen Einſicht öffentlich mindeſtens 
8 Tage lang ausgelegt. Die Gemeindebehörde gibt Ort und Zeit öffentlich Ste und weiſt 
darauf hin, innerhalb welcher Friſt und bei welcher Stelle Einſpruch gegen die Wählerliſte oder 
Wahlkartei erhoben werden kann. 

(2) Einſprüche find bis zum Ablaufe der Auslegungsfriſt bei der Gemeindebehörde anzu⸗ 
bringen und innerhalb der nächſten vierzehn Tage zu erledigen. Hierauf werden die Liſten oder 
Karteien geſchloſſen. 
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814. 


Der Wähler kann nur in dem Wahlbezirke wählen, in deſſen' Wählerliſte oder Wahlkartei 
er eingetragen iſt. Inhaber von Wahlſcheinen können in jedem beliebigen Wahlbezirke wählen. 


$ 15. 5 

%) Für jeden Wahlkreis werden ein Kreiswahlleiter und ein Stellvertreter ernannt. 

(2) Beim Kreiswahlleiter find ſpäteſtens am ſiebzehnten Tage vor dem Wahltage die Kreis— 
wahlvorſchläge einzureichen. | 

(3) Die Kreiswahlvorſchläge müſſen von mindeſtens 500 Wählern des Wahlkreiſes untere 
zeichnet ſein; bei Kreiswahlvorſchlägen ſolcher Parteien, die in dem letzten Landtage vertreten ge- 
weſen ſind, genügt die Unterſchrift von 20 Wählern. Die Namen der Bewerber müſſen in 
erkennbarer Reihenfolge aufgeführt ſein. 

() In den Wahlvorſchlag darf nur aufgenommen werden, wer feine Zuſtimmung dazu 
ſchriftlich erklärt hat. Die Erklärung muß ſpäteſtens am ſiebzehnten Tage vor dem Wahltage 
bei dem Kreiswahlleiter eingegangen ſein, andernfalls wird der Bewerber geſtrichen. 

(6) In dem einzelnen Wahlkreiſe darf ein Bewerber nur einmal vorgeſchlagen werden. 


VE $16. | 
e) Für jeden Wahlkreisverband werden ein Verbandswahlleiter und ein Stellvertreter ernannt. 


(2) Innerhalb eines Wahlkreisverbandes können mehrere Kreiswahlvorſchläge miteinander 
verbunden werden. Die Verbindung iſt nur wirkſam, wenn dieſe Kreiswahlvorſchläge dem gleichen 
oder keinem Landeswahlvorſchlag angeſchloſſen werden. 

(6) Die Verbindung muß von den auf den Kreiswahlvorſchlägen bezeichneten Vertrauens⸗ 
perſonen oder deren Stellvertretern übereinſtimmend, ſpäteſtens am zwölften Tage vor dem Wahl⸗ 
tage, dem Leiter des Wahlkreisverbandes ſchriftlich erklärt werden Verbindungserklärung). 


i $ 17. 
) Beim Landeswahlleiter können, und zwar ſpäteſtens am vierzehnten Tage vor der Wahl, 
Landeswahlvorſchläge eingereicht werden. Sie müſſen von mindeſtens 1500 Wählern unterzeichnet 
ſein; bei Landeswahlvorſchlägen ſolcher Parteien, die in dem letzten Landtag vertreten geweſen 
ſind, genügt die Unterſchrift von 20 Wählern. Die Namen der Bewerber müſſen in erkennbarer 
Reihenfolge aufgeführt ſein. „ ESSA SCH SC 

(2) In den Wahlvorſchlag darf nur aufgenommen werden, wer feine Zuſtimmung dazu 
ſchriftlich erklärt hat. Die Erklärung muß ſpäteſtens am vierzehnten Tage vor dem Wahltag 
beim Landeswahlleiter eingegangen ſein; andernfalls wird der Bewerber geſtrichen. 

(3) Ein Bewerber darf nur in einem Landeswahlvorſchlage benannt werden. Die Benennung 
in einem Landeswahlvorſchlage ſchließt die Benennung in einem Kreiswahlvorſchlage nicht aus, 
wenn die Erklärung nach § 19 ſich auf dieſen Landeswahlvorſchlag bezieht. 


H 
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$18. 3 

(4) In jedem Kreis- und Landeswahlvorſchlage muß ein Vertrauensmann und ein Stell⸗ 
vertreter bezeichnet werden, die zur Abgabe von Erklärungen gegenüber dem Kreiswahlleiter und 
dem Wahlausſchuſſe (§ 21), bei Landeswahlvorſchlägen gegenüber dem Landeswahlleiter und dem 
Landeswahlausſchuſſe (§ 23) bevollmächtigt find, Fehlt dieſe Bezeichnung, [o gilt der erſte Unter; 
zeichner als Vertrauensmann, der zweite als ſein Stellvertreter. 

(2) Erklärt mehr als die Hälfte der Unterzeichner eines Wahlvorſchlags ſchriftlich, daß der 


Vertrauensmann oder ſein Stellvertreter durch einen anderen erſetzt werden foll, jo tritt dieſer 


an die Stelle des früheren Vertrauensmanns, ſobald die Erklärung dem Wahlleiter zugeht. 


$ 19. | 

Für die Kreiswahlvorſchläge kann von den Vertrauensperſonen oder ihren Stellvertretern 
erklärt werden, daß die Reſtſtimmen einem Landeswahlvorſchlage zuzurechnen find (Anſchluß— 
erklärung). Die Erklärung muß ſpäteſtens am achten Tage vor dem Wahltage ſchriftlich beim 
Kreiswahlleiter eingegangen ſein. Sonſt ſcheiden die Reſtſtimmen des Wahlkreiſes beim Zu⸗ 
teilungsverfahren für das Land aus. ) ) Gage 
EE ee? 

Eine telegraphiſche Erklärung gilt als ſchriftliche Erklärung im Sinne des § 15 Abf. 2, 4, 
& 16 an 3, § 17 Abf. 1, 2, $ 19, wenn ſie durch eine ſpäteſtens am dritten Tage nach Ablauf 
der Friſt eingegangene ſchriftliche Erklärung beſtätigt wird. Bei Abgabe dieſer Erklärung iſt in 
den Fällen des § 15 Abſ. 4 und § 17 Abſ. 2 Stellvertretung durch einen mit ſchriftlicher Voll⸗ 
macht verſehenen Vertreter zuläſſig, wenn der Bewerber nachweislich verhindert iſt, die ſchriftliche 
Erklärung rechtzeitig einzuſenden. 

a $ 21. ; 

(1) Zur Prüfung ber Kreiswahlvorſchläge wird für jeden Wahlkreis ein Wahlausſchuß ge 
bildet, der aus dem Kreiswahlleiter als Vorſitzendem und vier bis acht Beiſitzern beſteht, die dieſer 
aus den Wählern beruft. Der Wahlausſchuß ſetzt die Kreiswahlvorſchläge Tt: er beſchließt mit 
Stimmenmehrheit. i 

(e) Die Wahlvorſchläge können nach ihrer Feſtſetzung nicht mehr geändert oder zurück⸗ 
genommen werden. 

§ 22. 


() Zur Prüfung der Verbindungserklärungen wird im Bedarfsfalle für jeden Wahlkreis 


verband ein Verbandswahlausſchuß gebildet, der aus dem Verbandswahlleiter als Vorſitzendem 
und vier Beiſitzern beſteht, die dieſer aus den Wählern beruft. Der Verbandswahlausſchuß 
beſchließt mit Stimmenmehrheit. N à 

(2) Der Verbandswahlleiter teilt die Verbindungserklärungen fo, wie fie zugelaſſen ſind, den 
Kreiswahlleitern der beteiligten Wahlkreiſe mit. 

sidin 8 23. 

() Zur Prüfung der Landeswahlvorſchläge wird ein Landeswahlausſchuß gebildet, der aus 
dem Landeswahlleiter als Vorſitzendem und ſechs Beiſitzern beſteht, die dieſer aus den Wählern 
beruft. Der Landeswahlausſchuß beſchließt mit Stimmenmehrheit. 


E | : 


(2) Der Landeswahlleiter veröffentlicht bie Landeswahlvorſchläge To, wie We zugelaſſen find, 
in fortlaufender Nummernfolge. Die Veröffentlichung ſoll ſpäteſtens am elften Tage vor dem 
Wahltag erfolgen. Nach der Veröffentlichung können die Landeswahlvorſchläge nicht mehr ge⸗ 
ändert oder zurückgenommen werden; doch kann der Landeswahlausſchuß auf einem Landeswahl⸗ 
vorſchlage nach ſeiner Veröffentlichung Bewerber ſtreichen, die als Bewerber in einem Kreiswahl⸗ 
vorſchlage benannt ſind, der einem anderen Landeswahlvorſchlag angefchloffen iſt. Der Landes⸗ 
wahlleiter veröffentlicht die Streichung. 


9 24. g N , 

Der Kreiswahlleiter gibt ſpäteſtens am vierten Tage vor der Wahl die Krelswahlvorſchläge 

ſamt Verbindungserklärungen ſowie die Landeswahlvorſchläge, denen fid) Wahlvorſchläge aus dem 
Wahlkreis angeſchloſſen haben, in der zugelaſſenen Form öffentlich bekannt. 


§ 25. 

Die Stimmzettel werden für jeden Wahlkreis amtlich hergeſtellt in ber Weiſe, daß die Stimm⸗ 
zettel alle zugelaſſenen Kreiswahlvorſchläge unter Angabe der Partei und Hinzufügung der Namen 
je der erſten vier Bewerber enthalten. Die Stimmabgabe erfolgt derart, daß der Wähler durch 
ein auf den Stimmzettel geſetztes Kreuz oder auf andere Weiſe kenntlich macht, welchem Kreis- 

vorſchlag er feine Stimme geben will, weitere handſchriftliche Zuſätze machen den Stimmzettel 
ungültig. x 


III. Wahlhandlung und Ermittlung des Wahlergebniſſes. 
S 26. i 
Wahlhandlung und Ermittlung des Wahlergebniſſes ſind öffentlich. 


oT 


Gewählt wird mit Stimmzetteln in amtlich geſtempelten Umfchlägen. Abweſende können fid) 
weder verkreten laſſen noch ſonſt an der Wahl teilnehmen. : 


$ 28. 
Über die Gültigkeit ber Stimmzettel entſcheidet der Wahlvorftand mit Stimmenmehrheit. Bei 
Stimmengleichheit gibt der Wahlvorſteher den Ausſchlag. Nachprüfung im Wahlprüfungsverfahren 
bleibt vorbehalten. ERBE 4 
| ' $ 29. Er | 
Zur Ermittlung des Wahlergebniſſes ſtellt der Wahlausſchuß feft, wieviel gültige Stimmen 
abgegeben ſind und wieviel davon auf jeden Kreiswahlvorſchlag entfallen. 


Bu. $ 30. z 

di Jedem Kreiswahlvorſchlage werden fo viel Abgeordnetenſitze zugewieſen, daß je einer auf 40 000 
für ihn abgegebene Stimmen kommt. Stimmen, deren Zahl für die Zuteilung eines oder eines 
weiteren Abgeordnetenſitzes an einen Kreiswahlvorſchlag nicht ausreicht Reſtſtimmen), werden dem 

Landeswahlausſchuſſe zur Verwertung überwieſen. f : 


AR Er 

(1) Der Landeswahlausſchuß zählt zunächſt bie in den Wahlkreisverbänden auf die verbundenen II 
Kreiswahlvorſchläge gefallenen Reſtſtimmen zufammen. Auf je 40 000 in dieſer Weiſe gewonnener Zr 
Reſtſtimmen entfällt ein weiterer Abgeordnetenſitz. Dieſe Sitze werden den Kreiswahlvorſchlägen e 
nach der Zahl ihrer Reſtſtimmen zugeteilt. Hierbei bleiben jedoch die Reſtſtimmen unberückſichtigt, 
wenn nicht wenigſtens auf einen der verbundenen Kreiswahlvorſchläge 20 000 Stimmen abgegeben 
worden find. Bei gleicher Zahl von Reſtſtimmen auf mehreren Kreiswahlvorſchlägen entſcheidet 
über die Reihenfolge das Los. 

(2) Die bei der Verrechnung der Reſtſtimmen in den Wahlkreisverbänden nicht verbrauchten 
oder nicht berückſichtigten Reſtſtimmen werden ihrem Landeswahlvorſchlag überwieſen. 


§ 32. ii 

(1) Sodann zählt der Landeswahlausſchuß die in allen Wahlkreiſen oder Wahlkreisverbänden 42/1 Xx 

auf bie Landeswahlvorſchläge gefallenen Reſtſtimmen zuſammen und teilt jedem Landeswahl⸗ / 

200000 auf je 40 000 Reſtſtimmen einen Abgeordnetenſiz zu. Ein Reſt von mehr als Us 

20 000 Stimmen wird vollen 40 000 gleichgeachtet. E | n? 

(2) Einem Landeswahlvorſchlage kann höchſtens die gleiche Zahl der Abgeordnetenſitze zugeteilt 
werden, die auf die ihm angeſchloſſenen Kreiswahlvorſchläge entfallen ſind. 


: 3 38. 

Die Abgeordnetenſize werden auf die Bewerber nach ihrer Reihenfolge in den Wahl⸗ 
vorſchlägen verteilt. 

8 5 $ 34. 

() Wenn ein Kreiswahlvorſchlag weniger Bewerber enthält, als Abgeordnetenſitze auf ihn 
entfallen, ſo gehen die übrigen Sitze im Falle der Verbindung auf die verbundenen Kreiswahl⸗ 
vorſchläge, wenn auch dieſe erſchöpft ſind ſowie in den übrigen Fällen, auf den zugehörigen 
Landeswahlvorſchlag über. § 31 Abſ. 1 Satz 3 gilt ſinngemäß. 

(2) Enthält ein Landeswahlvorſchlag weniger Bewerber, als Abgeordnetenſitze auf ihn fallen, 
ſo bleiben die übrigen Sitze unbeſetzt. ; : HL i. E 

Q) Wenn ein zum Abgeordneten Berufener die Wahl ablehnt oder ein Abgeordneter aus⸗ $i dE 
ſcheidet, [o ftellt der Landeswahlausſchuß feft, wer an feiner Stelle berufen iſt. Die Feſiſtellung (159 
kann durch den Landeswahlleiter allein erfolgen, wenn über den zu berufenden Erſatzmann keine 
Zweifel beſtehen. | 


(2) Auch dabei wird nach $$ 33, 34 verfahren. 


i ; $ 36. 

(1) Wird im Wahlprüfungsverfahren die Wahl eines ganzen Wahlkreiſes für ungültig erklärt, 
Ip verteilt der Landeswahlausſchuß auf Grund des Ergebniſſes einer nochmaligen Wahl (Nachwahl) 
von neuem die geſamten Reſtſtimmen. 


B (2) Ergibt fid) dabei, daß auf verbundene Kreiswahlvorſchläge oder einen Landeswahlvorſchlag 

mehr Sitze als bisher fallen, jo wird die entſprechende Zahl neuer Abgeordnetenſitze nach § 33 
beſetzt. Fallen auf verbundene Kreiswahlvorſchläge oder einen Landeswahlvorſchlag weniger Sitze 
als bisher, ſo erklärt der Landeswahlausſchuß die entſprechende Zahl von Abgeordnetenſitzen für 
erledigt. Für das Ausſcheiden gelten dieſelben Grundſätze wie für das Eintreten von Erſaßz⸗ 
männern; doch ſcheiden die zuletzt. eingetretenen Abgeordneten zuerſt aus. 


: 9 375 

6) Iſt lediglich in einzelnen Wahlbezirken die Wahlhandlung nicht ordnungsmäßig vorgenommen 
worden, ſo kann das Wahlprüfungsgericht dort die Wiederholung der Wahl beſchließen (Wieder⸗ 
holungswahl). Der Miniſter des Innern hat den Beſchluß alsbald auszuführen. 

i (2) Iſt die Verhinderung der ordnungsmäßigen Wahlhandlung in einzelnen Wahlbezirken 
zweifelsfrei feſtgeſtellt, fo kann ſchon vor der Entſcheidung des Wahlprüfungsgerichts der Miniſter 
des Innern auf Antrag des Kreiswahlausſchuſſes und mit Zuſtimmung des Landeswahlausſchuſſes 
dort die Wiederholung der Wahl anordnen (Wiederholungswahl). Die Anordnung des Miniſters 
unterliegt im Wahlprüfungsverfahren der Nachprüfung durch das Wahlprüfungsgericht. 


= (3) Die en darf nicht ſpäter als ſechs Monate nach ber Hauptwahl ftatt- 
finden. 
0) Bei ber Wiederholungswahl wird en denſelben Kreiswahlvorſchlägen und auf Grund 
derſelben Wahlliſten oder Wahlkarteien wie bei der Hauptwahl gewählt. 


(5) Auf Grund der Wiederholungswahl wird das Wahlergebnis für den ganzen Wahlkreis 
oder Wahlkreisverband neu wie bei der Hauptwahl ermittelt. (88 29 bis 32 unb 36). 


IV. Gemeinſame Vorſchriften und Schlußvorſchriſten. 

S 38. 
Jeder Wähler hat die Pflicht zur Übernahme der ehrenamtlichen Tätigkeit eines Wahlvorſtehers, 
Stellvertreters des Wahlvorſtehers, Beiſitzers oder Schriftführers im Wahlvorſtand, eines Beiſitzers 
des Kreiswahlausſchuſſes, des Verbandswahlausſchuſſes oder des Laudeswahlausſchüſes. f 


SERM 

Die Berufung zu einem der Wahlehrenämter dürfen ablehnen: 

die Mitglieder der Reichsregierung und der Landesregierungen ß 

. bie Mitglieder des Reichstags, des Reichsrats, des Reichswirtſchaftsrats, der Volks- 
vertretungen der Länder und des Staatsrats; 

. bie Beamten, die amtlich mit dem Vollzuge des Landeswahlgeſetzes oder mit der Auf 
rechterhaltung der öffentlichen Ruhe und Sicherheit betraut ſind; 

Wähler, die als Bewerber auf einem Wahlvorſchlage für eine am gleichen Tage ſtatt⸗ 
findende Wahl zum Reichstage, Landtage oder zu kommunalen Vertretungskörpern be⸗ 
nannt ſind; 

Wähler, die das ſechzigſte Lebensjahr vollendet haben; 
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6. Wählerinnen, die glaubhaft machen, daß ihnen die Fürſorge für ihre Familie die Aus— 
übung des Amtes in beſonderem Maße erſchwert; 
Wähler, die glaubhaft machen, daß ſie aus dringenden beruflichen Gründen oder durch 
Krankheit oder durch Gebrechen verhindert ſind, das Amt ordnungsmäßig zu führen; 
8. Wähler, die ſich am Wahltage aus zwingenden Gründen außerhalb ihres Wohnorts 
aufhalten. 


bel 


S 40. 

Wähler, welche die Übernahme eines Wahlehrenamts ohne geſetzlichen Grund ablehnen, können 
von der für bie Beſtellung des Wahlvorſtehers (Kreiswahlleiters, Verbandswahlleiters, Landes⸗ 
wahlleiters) zuſtändigen Behörde in eine Ordnungsſtrafe bis zum Betrage von 300 Goldmark 
genommen werden. 5 

; $ 41. 3 
() Der Staat vergütet den Gemeinden zum e fake der Koſten der Landtagswahl für jeden 
Wahlberechtigten einen feſten, nach Gemeindegrößen abgeſtuften Betrag, der ſo berechnet wird, daß 


mit ihm durchſchnittlich vier Fünftel der den Gemeinden entſtandenen Koſten gedeckt werden. Der 


Betrag wird für jede Wahl vom Staatsminiſterium feſtgeſetzt. 

(2) Werden mit der Landtagswahl Reichswahlen, Abſtimmungen auf Grund der Reichs⸗ und 
Landesgeſetze oder Wahlen zu kommunalen Vertretungskörpern verbunden, ſo vergütet der Staat 
den Gemeinden nur einen der Zahl der verbundenen Wahlen und, Abſtimmungen E 
VU des Einheitsſatzes. ; 

9 42. 

Als verbunden im Sinne des § 41 Abſ. 2 gelten Wahlen oder Abſtimmungen, die am 
gleichen Tage oder kurz nacheinander abgehalten werden, ſofern für fie die Wahl⸗ und Abſtimmungs⸗ 
vorbereitungen im weſenklichen gemeinſam getroffen werden und beſonders nur eine einmalige 
Anlegung und Auslegung der SE (Stimmliſten) oder Wahlkarteien (Stimmkarteien) 
ſtattfindet. 

i RK 43. 

) Der Minifter des Innern erläßt die Beſtimmungen zur Ausführung des Geſetzes. 

(2) Die Ausführungsbeſtimmungen können die Ausübung des Wahlrechts durch Seeleute in 

deutſchen Häfen ſowie die Abſtimmung in Kranken- und Pflegeanſtalten anderweitig regeln. 
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Anlage 
Gu $7.) 


Die Wahlkreife und die Wahlkreisverbände. 


A. Die Wahlkreiseinteilung. 


Num⸗ | N Zahl der Einwohner 
mer Name nad) der Volkszählung Name 
des des Umfang des Wahlkreiſes vom 8. Oktober 1919 des 
Wahl.] Wahlkreiſes a sU e e eI Wahlkreisverbandes 
o Rees ede s Wahlkreiſe i 
1 Oſtpreußen Eas cu Königsberg 884 893 
Gumbinnen 549 145 
» Allenſtein 536 054 
D Weſtpreußen 257.734 | 2227 826 Oſtpreußen⸗-Pommern 
22, Berlin Der frühere Stadtkreis Berlin 1897 864 | 1897 864 Brandenburg I 
3 Potsdam II | Kreis Beestom-Storkoiw 49 257 
8 Der frühere Stadtkreis Charlotten- a 
burg e 325172 
Der frühere Stadtkreis Neukölln 263 678 
» » » Berlin⸗ 
e Schöneberg | 183444 ` 
Der frühere Kreis Teltow 535 878 
„ » Stadtkreis Berlin⸗ 
Wilmersdorf 141816 | 1499245 Brandenburg T 
4 Potsdam I Kreis Angermünde 62813 
Stadtkreis Brandenburg (Sach) 53 040 
» Eberswalde 27 310 ö 
Kreis Jüterbog Luckenwalde f 13538 ; 
Der frühere Stadlkreis Berlin⸗ k s 
Lichtenberg 143440: 
Der frühere Kreis Niederbarnim 448 088 
Kreis Oberbarnim 74470 
Der frühere Kreis Oſthavelland 83 903. 
Kreis Oſtprignitz 68 13: 
Stadtkreis Potsdam 59419 
Kreis Prenzlau 60 675 
» Ruppin 76 448 
Der frühere Stadtkreis Spandau 95 832 
Kreis Templin 49 655 
v RW Ne 67 485 
» eſtprignitz 
Stadtkreis Wittenberge h 


Kreis Zauch-⸗Belzig 863841617 365°} Brandenburg II 


681 


EE 
Zahl der Einwohner 
nad) ber Volkszählung 


Num⸗ 
mer Name 
des des 
Wahl.] Wahllreiſes 
kreiſes 


Umfang des Wahlkreiſes 


voni 8. Oktober 1919 


in den 
Verwaltungs: 
bezirken 


im 
Wahlkreiſe 


Name 
des 
Wahlkreisverbandes 


5 Frankfurt a. O. 


Regierungsbezirk Frankfurt 
Provinz Grenzmark Poſen-⸗Weſt⸗ 
preußen 


Regierungsbezirk Stettin 
» Köslin 
» Stralfund 


Regierungsbezirk Breslau 


1233 039 


889 758 
655 541 
243 917 


1 807 980 


1789216 


1807 980 


Brandenburg II 


Oſtpreußen-Pommern 


Schleſien 


—— —— ͤ—ꝑ——— ͤ—ͤ—m d — A-ꝝekHſ ' — 


Regierungsbezirk Liegnitz 


1180 633 


1180 633 


Schleſien 


Provinz Oberſchleſien 


1302 206 


Schleſien 


N— — — . U——— — — —ö — — ͤ äQ öꝛ— — — 


6 Pommern 

7 Breslau 

8 Liegnitz 

9 Oppeln 
10 Magdeburg 


Regierungsbezirk Magdeburg 


1245 508 


Sachſen 


————oM—ÓMMM—————ÓF—ÓM——ÓM— — 


11 Merſeburg 


Regierungsbezirk Merſeburg 


1340 084 


Sachſen 


—X— —— ——— — ͤů——ů• — — — n — — — 


Regierungsbezirk Erfurt 
Kreis Herrſchaft Schmalkalden 


543 601 
45 264 


Regierungsbezirk Schleswig 


1462 668 


1462 668 


Sachſen 
Schleswig ⸗Holſtein⸗ 
Hannover 


Aurich 


Regierungsbezirk ) 
» Osnabrück 


211 081 
408 082 


685 163 


Schleswig-Holftein- 
Hannover 


—— ——ö D 3 —-—t —— öͤ—— . — 


Regierungsbezirk Stade 
» Lüneburg 


Regierungsbezirk Hannover 
» Hildesheim 


432 254 
565 862 


776 148 
567 837 


998 116 


1344 585 


Schleswig-Holftein- 
Hannover 


Schleswig⸗-Holſtein⸗ 
Hannover, 


— . ——— — ͤ tM— —— ͤ ßö— ͤ —Uꝶ́rmrlüü¶¶ — eege 


12 Erfurt 

13 Schleswig⸗ 
Holſtein 

14 Weſer⸗Ems 

15 Oſt⸗Hannover 

16 Süd-Hannover 

17 | Weſtfalen⸗Nord 

18 | Weſtfalen⸗Süd 


Regierungsbezirk Münſter 
Minden 


D 
Kreis Grafſchaft Schaumburg 


Regierungsbezirk Arnsberg 


| 


1 987 282 


2529 762 


Weſtfalen 


Weſtfalen 
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Num⸗ 


mer Name 
des des 

W. SE 
Wahl] Wahlkreiſes 
kreiſes 


19 Heſſen-⸗Naſſau 


20 | Köln⸗Aachen 


21 | Coblenz⸗Trier 


22 Düſſeldorf Ost 


Umfang des Wahlkreiſes 


Regierungsbezirk Caſſel (ohne die 
Kreiſe Grafſchaft Schaumburg 
und Herrſchaft Schmalkalden) 

Regierungsbezirk Wiesbaden 

Kreis Wetzlar 


Regierungsbezirk Köln 
» Aachen 


Regierungsbezirk Coblenz (ohne den 

Kreis Wetzlar) 

Regierungsbezirk 
* 


Trier 
Sigmaringen 


Stadtkreis Barmen 
» Düſſeldorf 
Landkreis Düſſeldorf 
Stadtkreis Elberfeld 
» Eſſen 
Landkreis Eſſen 
Kreis Lennep 
» Mettmann 
Stadtkreis Remſcheid 
» Solingen 
Landkreis Solingen 


Jahl der Einwohner 


nach der Volkszählung Name 
vom 8. Oktober 1919 des 
in den : Wahlkrei t des 
Bee im zahlkreisverbandes 
be Wahlkreiſe 
951188 
1 229 607 Heſſen⸗Naſſau⸗ 
69244 2 250 039 Rheinland⸗Süd 


1339 076 | 


634 445 


699 473 
449 788 
70.751 


174 840 
407 338 
104 444 
157 218 
439 257 
163 403 
80 521 
117 599 
12 568 
A8 012 


Heſſen⸗Naſſau⸗ 


1973 521 Rheinland⸗Süd 


Heſſen-Naſſau⸗ 


1220 012 Rheinland⸗Süd 


1 933 927 Rheinland⸗Nord 
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Düſſeldorf⸗Weſt 


Kreis Cleve 
Stadtkreis Erefeld 
Landkreis Crefeld 
Kreis Dinslaken 
Stadtkreis Duisburg 
Kreis Geldern 
» Gladbach 
» Grevenbroich 
Stadtkreis Hamborn 
Kreis Kempen i. Rheinpr. 
» Mörs 
Stadtkreis Mülheim a. d. Ruhr 
» München Gladbach 
» Neuß 
Landkreis Neuß 
Stadtkreis Oberhauſen 
Kreis Rees 
Stadtkreis Rheydt 
» Sterkrade 


244 302 
59 733 
75 830 
50372 
110 102 
98 456 
155 142 
128 205 
106 738 
39 819 
35 663 
98677 
16 135 
42 821 
46 265 


1661849 Rheinland⸗Nord 


Nummer des Wahl. 
kreisverbandes 


Name des Wahlkreisverbandes 


Oſtpreußen⸗Pommern 
Brandenburg I 


Brandenburg II 


Schleſien 


Sachſen 


Schleswig S olſtein. $ annover 


Weſtfalen 


Heſſen⸗Naſſ au-Rheinland⸗Sud 


; Suid. iss 


Wahlkreis 1 und 6 


die SE 2 und 3 


» 


ix 


» 


» 


4 und 5 


SE S und 9 


des 


SE 


SC Ee 
(Nr. 12907.) Wahlordnung für den Preußiſchen Landtag. Vom 29. Oktober 1924. 


Auf Grund des § 40 des Geſetzes über die Wahlen zum Preußiſchen Landtag (Landeswahlgeſetz) vom 
3. Dezember 1920 (Geſetzſamml. S. 559) in der Faſſung des Geſetzes vom 26. Oktober 1924 (Geſetzſamml. 
S. 659), erſetzt durch § 43 der in der Bekanntmachung vom 28. Oktober 1924 (Geſetzſamml. S. 671) geſchehenen 
Neufaſſung des Landeswahlgeſetzes, wird hiermit verordnet: 

Landeswahlordnung. 
Aberſicht über die Abſchnitte: 
J. Die Wahlberechtigung ($8 1 bis 3). Zulaſſung der Wahlvorſchläge und Ver⸗ 
ix f t : SEO SS 59 : 
II. Vorbereitungen für die Wahl (88 4 bis 41): e eee 


KEE GE 7. Bekanntgabe ber Wahlvorſchläge, ber Ver- 
J. Wählerverzeichuiſſe (5 4). bindungs⸗ und Anſchlußerklärungen (8$ 54 
2. Wahlſcheine (SS 5 bis 12). bis 56). 
3. Auslegung und Berichtigung der Wähler- IV. Wahlverfahren in Kranken⸗ Ke 
87 ile Einſpruchsverfahren (88 13 S EE SE EE 
Uc D Gees = I 


: AR ur S 85 

4. Wahlleiter (88 18 bis 20) 5 S en Si 

5. Wahlausſchüſſe (S8 21 bis 27). e Ee E CN de on 
6. W e 828). II. Ermittlung des Wahlergebniſſes im Wahl 
F bezirke (88 67 bis 77). 


7. Wahlvorſtand (SS 29 bis 31). : 
; E, Dun (58 ; 8 ) VIII. Feſtſtellung des Wahlergebniſſes im Wahl 
8. Wahlbezirke (S$ 32 bis 34), kreiſe (SS 78 bis 86): 
9. Wahlräume ($ 35). 1. Vorläufige Ermittlung des Wahlergeb- 
10. Wahlurnen ($ 36). E niſſes (§ 78). 
11. Wahlſchutzvorrichtungen (§ 37). 2. Endgültige Ermittlung des Wahlergeb- 
12. Stimmzettel und Umſchläge (99 38 und 39). £ den a 5 i 5 
| is Bekanntmachung ber Wahlen (8840 und 41). e wä d'A 98 80 im Wahl; 
III. Wahlvorſchläge ($8 42 bis 56): IX. Feſtſtellung des Geſamtergebniſſes (SS 87 bis 
J. Friſten für Einreichung der Wahlvorſchläge, 95). a 
DUM und Anſchlußerklärungen X. Ausſcheiden von Abgeordneten (S 96). 
Ki ? r o * 
2. Inhalt der Wahlvorſchläge (8 43). SC F 1 05 
3. Verbindung der Kreiswahlvorſchläge inner⸗ v E gera SN IDE E 
halb des Wahlkreisverbandes (S 45). XIII. Verbindung der Wahlen mit anderen Ab- 
4. Anſchkluß der Kreiswahlvorſchläge an Landes⸗ ſtimmungen (8 103). 
wahlvorſchläge (S 46). XIV. Gemeinſame Beſtimmungen (SS 104 bis 107). 
5, Mängelbefeitigung (SS 47 bis 51). XV. Schlußbeſtimmungen (S8 108 und 109). 


J. Die Wahlberechtigung. 
Sl ; 
(i) Wähler zum Landtag ijt, wer am Wahltage Reichsangehöriger und 20 Jahre alt ijt und entweder 
in Preußen wohnt oder als preußiſcher Staatsbeamter, als Arbeiter oder Angeſtellter in einem preußiſchen 
Staatsbetrieb oder als Angehöriger des Hausſtandes eines ſolchen Beamten, Arbeiters oder Angeſtellten zwar 
nicht in Preußen wohnt, aber nahe der Landesgrenze feinen Wohnort hat. 
e) Jeder Wähler hat eine Stimme. 8 


EE ES 


(1) Ausgeſchloſſen vom Wahlrecht ift: ; 
1. wer entmündigt ijt oder unter vorläufiger Vormundſchaft oder wegen geiftigen Gebrechens unter 
Pflegſchaft ftebt; 
2. wer rechtskräftig durch Richterſpruch die bürgerlichen Ehrenrechte verloren hat. 
(2) Die Ausübung des Wahlrechts ruht für die Soldaten der Wehrmacht, ſolange ſie ihr angehören. 
Zu den Soldaten zählen die Mannſchaften, Unteroffiziere, Deckoffiziere ſowie die Offiziere einſchließlich der 
Sanitäts-, Veterinär-, Feuerwerks⸗, Feſtungsbau⸗ und Zeugoffiziere des Reichsheeres und der Reichsmarine. 
Die Militärbeamten gehören dagegen nicht zu den Soldaten der Wehrmacht. 


(3) Behindert in der Ausübung des Wahlrechts find Perſonen, die wegen Geiſteskrankheit oder Geiftes- 
ſchwäche in einer Heil- oder Pflegeanſtalt untergebracht find, ferner Straf- und Unterſuchungsgefangene ſowie 
Perſonen, die infolge gerichtlicher oder polizeilicher Anordnung in Verwahrung gehalten werden. Ausgenommen 
ſind Perſonen, die ſich aus politiſchen Gründen in Schutzhaft befinden. | 


$83 
> + 
(1) Wählen kann nur, wer in ein Wählerverzeichnis eingetragen ijt oder einen Wahlſchein hat. 
(2) Wahlberechtigte, die keinen Wahlſchein haben, können nur in dem Wahlbezirke wählen, in deſſen 
Wählerverzeichnis ſie eingetragen ſind. Inhaber von Wahlſcheinen können in jedem beliebigen Wahlbezirke 
wählen. ; 


IL Vorbereitungen für die Wahl. 
1. Wählerverzeichniſſe. 
8 4. 


(1) Die Stimmliſten und Stimmkarteien, die von den preußiſchen Gemeindebehörden gemäß den Be⸗ 
ſtimmungen der S8 5 bis 8 der Reichsſtimmordnung vom 14. März 1924 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 173) über die 
in den Gemeindebezirken wohnhaften Stimmberechtigten zu führen ſind, dienen als Wählerverzeichnis auch 
für die Wahlen zum Preußiſchen Landtage. Ee 

(32) Die Gemeindebehörden haben Sorge zu tragen, daß die Unterlagen für dieſe Verzeichniſſe jederzeit 
fo vollſtändig vorhanden find und geführt werden, daß eine Berichtigung und Neuaufſtellung nach Aus⸗ 
ſchreibung der Wahlen zum Landtage jederzeit in kürzeſter Friſt durchgeführt werden kann. 


(3) Außerhalb des preußiſchen Staatsgebiets wohnhafte wahlberechtigte preußiſche Staatsbeamte, 
Arbeiter und Angeſtellte ſowie wahlberechtigte Angehörige ihres Hausſtandes (S 1 Abſ. 1) werden auf Antrag 
in das Wählerverzeichnis einer benachbarten preußiſchen Gemeinde eingetragen. : 


(4) Für ben Vermerk der Stimmabgabe zur Landtagswahl ijt gleichmäßig eine und dieſelbe Spalte im 
ganzen Wahlbezirke vorzuſchreiben. ; 
2. Wahlſcheine. 
(1) Einen Wahlſchein erhält auf Antrag: 
I. ein Wähler, der in ein Wählerverzeichnis eingetragen iſt, 
J. wenn er ſich am Wahltage während der Wahlzeit aus zwingenden Gründen außerhalb 
ſeines Wahlbezirkes aufhält; N 
2. wenn er nach Ablauf der Einſpruchsfriſt (S 13 Abſ. 2) feine Wohnung in einen anderen 
Wahlbezirk verlegt; ; 
3. wenn er infolge eines körperlichen Leidens oder Gebrechens im feiner Bewegungsfreiheit bee 
hindert iſt und durch den Wahlſchein die Möglichkeit erhält, einen für ihn günſtiger gelegenen 
Wahlraum aufzuſuchen; N 
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IL ein Wähler, ber in eim Wählerverzeichnis nicht eingetragen oder darin geftrichen iſt, 
J. wenn er nachweiſt, daß er ohne fein Verſchulden die Einſpruchsfriſt verfäumt bat; 
2. wenn er wegen Ruhens des Wahlrechts nicht eingetragen oder geſtrichen war, der Grund 
hierfür aber nach Ablauf der Einſpruchsfriſt weggefallen ift; 
3. wenn er Auslanddeutſcher war und ſeinen Wohnort nach Ablauf der Einſpruchsfriſt nach 
Preußen verlegt hat. 
(2) Der Fall zu Abſ. 1, I Nr. 1 wird namentlich vorliegen, wenn es fid) handelt um g 
! a) Schiffer und Schiffsleute auf Ze. und Binnenſchiffen, einſchließlich der mitfahrenden 
Angehörigen ihres Hausſtandes, 
b) Floßführer und Floßleute, 
e) Bahn⸗ und Poſtbedienſtete, 
d) Geſchäftsreiſende und Wandergewerbetreibende, 
e) Wahlhelfer. 
$ 6. 
(1) Zuſtändig zur Ausſtellung des Wahlſcheins iit die Gemeindebehörde des Wohnorts, in den Fällen 
des § 5 Abf. 1, I Nr. 2 die Gemeindebehörde des bisherigen Wohnorts. : 
5 (2) Den Grund zur Ausſtellung eines Wahlſcheins hat der Antragſteller auf Erfordern glaubhaft zu 
machen. Über ſeine Berechtigung, den Antrag zu ſtellen und den Wahlſchein in Empfang zu nehmen, muß 
er ſich gehörig ausweiſen. 


(3) Über die ausgeſtellten Wahlſcheine führt die Gemeindebehörde ein Verzeichnis. \ 


(1) Wahlſcheine können noch am Tage vor der Wahl ausgeſtellt werden. x 
ee) In größeren Gemeinden kann die Entgegennahme von Anträgen auf Ausſtellung von Wahlſcheinen 
ſchon am zweitletzten Tage vor dem Wahltag geſchloſſen werden. Die Gemeindebehörde hat darauf in der 
Bekanntmachung nach S 41 hinzuweiſen. 


(1) Seeleuten, die ſich infolge ihres Berufs nur vorübergehend in einer Gemeinde aufhalten, iſt der Wahl 
ſchein von der Aufenthaltsgemeinde zu erteilen, wenn ſie ihr Wahlrecht in dieſer Gemeinde ausüben wollen; 
ſie müſſen aber in ihrem Seefahrtsbuch einen vom Seemannsamt oder von der Gemeindebehörde eingetragenen, 
noch gültigen Vermerk vorweiſen, ber fie zur Entgegennahme eines Wahlſcheins berechtigt. Zu dieſem Zwecke ijt 
den Seeleuten ihr Seefahrtsbuch auszuhändigen. 5 


(2) Wird ber Wahlſchein erſt am fünften Tage nach bem allgemeinen Wahltag (S 58 Abf. 1) beantragt, 
ſo kann der Antrag zurückgewieſen werden, wenn eine Beteiligung an der Wahl nicht mehr möglich erſcheint. 


(3) Das Seemansamt iſt verpflichtet, auf Antrag einen Vermerk in das Seefahrtsbuch einzutragen, 
nachdem es bei der Gemeindebehörde, bei der der Antragſteller in dem Wählerverzeichnis zu führen iſt, feſt⸗ 
geſtellt hat, daß keine Bedenken beſtehen. Die Eintragung des Vermerks wird der Gemeindebehörde mitgeteilt, 
die ſie in dem Wählerverzeichnis bei dem Namen des Wahlberechtigten vermerkt. 


0) Die Erteilung des Wahlſcheins wird bei der Ausfertigung von der Gemeindebehörde bei dem Vermerk 
im Seefahrtsbuch unter Angabe des Wahltags beſcheinigt. 


i S 8.9. 
0) Der Wahlſchein ift nach Anlage 1 auszuftellen. 
(2) Verlorene Wahlſcheine werden nicht erſetzt. 


e 
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$ 10. 

(1) Haben Wähler einen Wahlſchein 1 us ſo iſt in dem Wählerverzeichnis in der für den Vermerk 
der Stimmabgabe vorgeſehenen Spalte einzutragen „Wahlſchein“ oder „W“. 

(2) Iſt bei der Aus ſtellung des Wahlſcheins das Wählerverzeichnis dem Wahlvorſteher bereits aus— 
gehändigt, ſo iſt ihm bis zum Beginn der Wahlhandlung ein Verzeichnis der Wähler zu übermitteln, die 
nachträglich einen Wahlſchein erhalten haben. 

EE: 
8 

(1) Die Gemeindebehörde hat die Zahl der ausgeſtellten Wahlſcheine ſpäteſtens am Tage nach dem 
Wahltage der unteren Verwaltungsbehörde anzuzeigen. Sind keine Wahlſcheine ausgeſtellt, ſo iſt Fehlanzeige 
zu erſtatten. 

(2) Die unteren Verwaltungsbehörden haben die Anzeigen nach Gemeinden zuſammenzuſtellen und die 
Zuſammenſtellung dem Kreiswahlleiter einzureichen, der ſie dem Landeswahlleiter weiterzureichen hat. 


$ 12. 


E bie Verſagung eines Wahlſcheins kann Einſpruch erhoben werden. Über den Einſpruch entſcheidet 
die nach § 106 zuſtändige Behörde. 


3. Auslegung und Berichtigung der Wählerverzeichniſſe. Einſpruchsverfahren. 
$ 13. 

(1) Der Miniſter des Innern beſtimmt die Auslegungsfriſt und den Tag, von dem ab- die Wähler⸗ 
verzeichniſſe auszulegen ſind. In großen Gemeinden kann die Gemeindebehörde die Auslegung ſchon früher 
beginnen laſſen. 

(2) Die Gemeindebehörde hat vor der Auslegung der Wählerverzeichniſſe in ortsüblicher Weiſe bekannt⸗ 
zugeben, wo, wielange und zu welchen Tagesſtunden die Wählerverzeichniſſe zu jedermanns Einſicht ausgelegt 
werden ſowie in welcher Zeit und in welcher Weiſe Einſprüche gegen ſie erhoben werden können. 

(3) Die Gemeindebehörden ſollen die Anfertigung von Abſchriften zulaſſen oder, ſoweit möglich gegen 
Erſtattung der Auslagen Abſchriften der Wählerverzeichniſſe erteilen. 


8 14. 
(1) Wer die Wählerverzeichniſſe für unrichtig oder unvollſtändig hält, kann dies bis zum Ablaufe der 
Auslegungsfriſt bei der Gemeindebehörde oder einem von ihr ernannten Beauftragten ſchriftlich anzeigen oder 


zur Niederſchrift geben. Soweit die Richtigkeit ſeiner Behauptung nicht offenkundig iſt, hat er für SI 


Beweismittel beizubringen. 

(2) Wenn der Einſpruch nicht für begründet erachtet wird, entſcheidet über ihn die nad) § 106 zur 
ſtändige Behörde. 

(3) Die Eutſcheidung muß ſpäteſtens am vorletzten Tage vor dem Wahltage gefällt und den Beteiligten 
bekanntgegeben ſein. 

$ 15. 

Wird das Wählerverzeichnis berichtigt, ſo find die Gründe Ge Ee in Spalte „Bemerkungen“ 
anzugeben. Wenn das Wahlrecht eines Wählers ruht, ſo erfolgt ſeine Streichung in der Liſte. Wenn ein 
Mähler in der Ausübung des Wahlrechts behindert ijt, fo ijt er in der für den Vermerk der Stimm⸗ 
e vorgeſehenen Spalte mit „behindert“ oder „b“ zu bezeichnen. Ergänzungen find als Nachtrag aufzu— 
nehmen. Se 

$ 16. 


(1) Wenn die Auslegungsfriſt abgelaufen iſt, Geer Wähler nur auf rechtzeitig angebrachte Einfprüche 
in das Wählerverzeichnis aufgenommen oder darin geſtrichen werden. 


(2) Die Streichung des Vermerkes „behindert“ oder „b“ ift auch nach Ablauf der Auslegungsfriſt bis ) 


zum 0 zuläſſig, wenn der Grund der Behinderung nach Ablauf der Auslegungsfriſt weggefallen H 
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§ 17. 5 
0) Das berichtigte Wählerverzeichnis iſt von der Gemeindebehörde abzuſchließen. Hierbei iſt zu be⸗ 
ſcheinigen, daß und wielange das Wählerverzeichnis ausgelegen hat, daß die Bekanntmachung hierüber und 
ebenſo die im § 41 vorgeſchriebene ortsübliche Bekanntmachung erfolgt iſt, endlich, wieviele Wähler in die 
Liſte eingetragen find, deren Namen nicht mit dem Vermerke „Wahlſchein“ oder „W“, verfehen oder ger 

ſtrichen wurden. 

(.) Die Behälter der Wahlkarteien find durch Schlöſſer, Plomben oder Siegel fo zu verſchließen, daß 
eine Entnahme oder Einfügung von Karten nicht möglich iſt. SCH : 

(3) Die Gemeindebehörde hat das Wählerverzeichnis dem Wahlvorſteher zu überſenden. 


4. Wahlleiter. 


$18 
98. 5 
Zur Vorprüfung und Feſtſtellung der Wahlergebniſſe im ganzen Lande ernennt der Miniſter des 


Innern einen Landeswahlleiter und einen Stellvertreter. 


; § 19. 
5 8 b 

(1) Für jeden Wahlkreis wird ein Kreiswahlleiter und ein Stellvertreter, für jeden Wahlkreisverband 
ein Verbandswahlleiter und ein Stellvertreter ernannt. 5 

(2) Zum Verbandswahlleiter ſoll in der Regel einer der beteiligten Kreiswahlleiter ernannt werden. 

(3) Die Ernennung erfolgt unverzüglich nach Ausſchreibung der Wahlen für die Wahlkreiſe und Wahl⸗ 
kreisverbände, die ſich auf mehrere Regierungsbezirke der gleichen Provinz erſtrecken, ſowie für den Wahlkreis 2 
(Berlin) durch den Oberpräſidenten, falls ſich -die Wahlkreiſe oder Wahlkreisverbände auf mehrere Provinzen 
erſtrecken, durch den Miniſter des Innern, ſonſt durch den Regierungspräſidenten. / Së 


§ 20. 
Die Ernennung der Wahlleiter ijt öffentlich bekanntzumachen und dem Landeswahlleiter mitzuteilen, 


5. Wahlausſchüſſe. 
d 8 91. 
(1) Bei dem Landeswahlleiter wird ein Landeswahlausſchuß gebildet, um die Landeswahlvorſchläge zu 
prüfen und die Abſtimmungsergebniſſe im ganzen Lande feſtzuſtellen. 

(2) Er beſteht aus dem Landeswahlleiter (8 18) als Vorſitzendem und ſechs Beiſitzern. Die Beiſitzer 
und Stellvertreter in derſelben Zahl beruft der Vorſitzende aus den Wählern der größeren Parteien des Landes. 
Wegen der Auswahl ſollen die Parteileitungen gehört werden. : LAN 

(3) Der Landeswahlausſchuß ift beſchlußfähig, wenn außer dem Vorſitzenden mindeſtens vier Beiſitzer 
oder Stellvertreter anweſend ſind. Er beſchließt mit Stimmenmehrheit, bei Stimmengleichheit gibt der Vor⸗ 
ſitzende den Ausſchlag. i : 

2214 
" (1) Für jeden Wahlkreisverband wird ein Verbandswahlausſchuß gebildet. Er prüft die Verbindung 
von Kreiswahlvorſchlägen und entſcheidet über ihre Zulaſſung in öffentlicher Sitzung. | ! 
(2) Der Verbandswahlausſchuß beſteht aus bem Verbandswahlleiter (S 19) als Vorſitzendem und vier 
Beiſitzern. Die Beiſitzer und Stellvertreter in derſelben Zahl beruft der Vorſitzende aus den Wählern der 
Parteien des Wahlkreisverbandes, nachdem er die Parteileitungen gehört hat. 

(3) Der Verbandswahlausſchuß iſt beſchlußfähig, wenn außer dem Vorſitzenden mindeſtens zwei Beiſitzer 
oder Stellvertreter anweſend ſind. Er beſchließt mit Stimmenmehrheit, bei Stimmengleichheit gibt der Vor⸗ 
ſitzende den Ausſchlag. - 
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8 23. 

(1) Zur Prüfung der Kreiswahlvorſchläge ſowie zur Prüfung und Weiterreichung der Wahlergebniſſe 
wird in jedem Wahlkreis ein Kreiswahlausſchuß gebildet. 

(2) Der Ausſchuß beſteht aus dem Kreiswahlleiter (S 19) als Vorſitzendem und bier bis acht Beiſitzern. 
Die Beiſitzer und Stellvertreter in derſelben Zahl beruft der Vorſitzende aus den Wählern der Parteien des 
Wahlkreiſes, nachdem er die Parteileitungen gehört hat. 

(3). Der Ausſchuß iſt beſchlußfähig, wenn außer dem Vorſitzenden mindeſtens die Hälfte der Beiſſtzer 
oder Stellvertreter anweſend find. Er beſchließt mit Stimmenmehrheit, bei Stimmengleichheit gibt der Vor; 
ſitzende den Ausſchlag. ; i : 
§ 24. 

( Die in die Ausſchüſſe berufenen Beiſitzer und Stellvertreter verpflichtet der 3Borfibenbe durch 
Handſchlag. 

2) Die Stellvertreter werden für abweſende oder ausgeſchiedene Beiſitzer herangezogen. 


(3) Die Vertrauensmänner der Wahlvorſchläge und ihre Stellvertreter können nicht Beiſitzer oder Stell- 
vertreter ſein. 8 5 


§ 25. 

Zu den Verhandlungen beſtellt der Vorſitzende Schriftführer und verpflichtet fie durch Handſchlag , [ie 

ſind aber nicht ſtimmberechtigt. e E 
$ 26. DE 

(1) Ort und Zeit der Sitzungen beſtimmt der Vorſitzende. Die Beiſitzer und der Schriftführer werden 
zu den Sitzungen eingeladen. = SS Ek 

(2) Die Wahlausſchüſſe entſcheiden in öffentlicher Sitzung. ` 

(3) Offentlich find dieſe Sitzungen ſchon dann, wenn Seit, Ort und der Gegenftand der Sitzung vor 
der Sitzung durch Aushang am Eingange des Sitzungshauſes bekanntgegeben worden ſind mit dem Hinweis, 
daß der Zutritt zur Sitzung den Wählern offenſteht. 


+ b i í 8 27. : D ei 

Die Beiſitzer der Ausſchüſſe erhalten feine Vergütung. Sie find daher möglichſt aus den Wählern am 
Sitze des Wahlausſchuſſes zu berufen. Sind ſie außerhalb ihres Wohnorts tätig, dann erhalten ſie Erſatz 
der verauslagten Fahrkoſten ſowie Tage- und Übernachtungsgelder nach den Sätzen, die für die Mitglieder 
der höheren Verwaltungsbehörden gelten. 735 i 


6. Wahlvorſteher. 
8 28. 


In jedem Wahlbezirk ernennt bie nad) § 106 zuſtändige Behörde einen Wahlvorſteher und feinen Stell⸗ 
vertreter, auch für Kranken- und Pflegeanſtalten, wenn ſie eigene Wahlbezirke (§ 33) bilden. 


* 


7. Wahlvorſtand. 
8 29. 8 
. (1) Der Wahlvorſteher beruft unter Berückſichtigung der verſchiedenen Parteien aus den Wählern des 
Wahlbezirkes, für den er beſtellt ift, drei bis ſechs Beiſitzer und einen Schriftführer; dieſer kann auch aus den 
Wählern eines anderen Wahlbezirks genommen werden und wird im Falle vorübergehender Behinderung durch 
einen Beiſitzer vertreten. ; 


(2) Der Wahlvorſteher, deſſen Stellvertreter, die Beiſitzer und der Schriftführer bilden nach ihrem 
Sufammentreten den Wahlvorſtand. N 
(3) Die Mitglieder des Wahlvorſtandes erhalten keine Vergütung. 
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9.30. 


Der Wahlvorſtand wird vom Vorſteher eingeladen und tritt am Wahltage zu Beginn der Wahl⸗ 
handlung in dem Wahlraume zuſammen. : 


8 31. 


() Der Stellvertreter, die Beiſitzer und der Schriftführer unterſtützen den Wahlvorſteher bei der 
Überwachung und Durchführung der Wahlhandlung ſowie bei der Ermittlung des Wahlergebniſſes. 


(2) Der Wahlvorſtand darf über die einzelnen Handlungen des Wahlgeſchäfts beraten und beſchließen. 
Er faßt Beſchlüſſe mit Stimmenmehrheit in Anweſenheit des Wahlvorſtehers oder ſeines Stellvertreters und 
dreier Beiſitzer; bei Stimmengleichheit gibt der Vorſitzende oder fein Stellvertreter den Ausſchlag. Nach⸗ 
prüfung im Wahlprüfungsverfahren bleibt vorbehalten. 


(3) Bei der Wahlhandlung müſſen ununterbrochen wenigſtens vier Mitglieder des Wahlvorſtandes, 
darunter ſtets der Vorſitzende oder fein Stellvertreter, anweſend fein. 


8. Wahlbezirke. 
8.82. 
Die Wahlbezirke ſollen von den nach $ 106 zuſtändigen Behörden nach den örtlichen Verhältniſſen und 
[o abgegrenzt fein, daß allen Wählern die Teilnahme an der Wahl möglichſt erleichtert wird. Wird eine 
Gemeinde in Wahlbezirke zerlegt, ſo ſoll kein Wahlbezirk mehr als 2 500 Einwohner umfaſſen. Die Ein⸗ 


wohnerzahl darf jedoch nicht ſo gering ſein, daß ſich die Stimmabgabe der einzelnen Wähler ermitteln ließe. 
Die Verwaltungsbezirksgrenzen ſollen eingehalten werden. s 


Für Kranken- und Pflegeanſtalten (öffentliche oder private Krankenhäuser oder Kliniten, Lazarette, 
Entbindungsanſtalten, Wöchnerinnenanſtalten, Pfründneranſtalten, Erholungsheime uſw.) mit einer größeren 
Anzahl von Wählern, die keinen Wahlraum außerhalb der Anſtalt auffuchen können, können ein oder mehrere 
eigene Wahlbezirke gebildet werden. Auch hier darf die Zahl der Wähler nicht ſo gering ſein, daß ſich die 

Stimmabgabe der einzelnen Wähler ermitteln ließe. : 


S 34 

| ini Sn : 
Die zuſtändigen Behörden teilen die Abgrenzung der Wahlbezirke und ihre Zuſammenſetzung nach 
Gemeinden und Gemeindeteilen mit der Angabe der Einwohner der einzelnen Teile dem Kreiswahlleiter 
unverzüglich mit, der ſie dem Landeswahlleiter weiterzureichen hat. 


a 9. Wahlräume. 

§ 35. 
(1) Bei der Ernennung des Wahlvorſtehers und feines Stellvertreters beſtimmt die nach 8 106 zu⸗ 
ſtändige Behörde auch den Raum, in dem die Wahl vorzunehmen iſt. : 


(2) In großen Wahlbezirken und in den Wahlbezirken, in denen die Wählerverzeichniſſe nach Geſchlechtern 
getrennt angelegt find oder ſich ſonſt teilen laſſen, kaun die Wahl gleichzeitig in verſchiedenen Räumen des⸗ 
ſelben Gebäudes oder in verſchiedenen Gebäuden oder an verſchiedenen Tiſchen desſelben Wahlraums bore 
genommen werden. Für jeden Wahlraum oder Wahltiſch ift ein beſonderer Wahlvorſtand zu bilden. Sind 
mehrere Wahlvorſtände in einem Wahlraume tätig, fo ſteht die Hausordnung nach § 63 Abf. 2 dem an 
Lebensjahren älteren zu. | 


) Soweit möglich, ftellen die Gemeinden Räume in Gemeindeanftalten und gebäuden zur Verfügung. 
Sie werden hierbei hauptſächlich auf Schulräume zurückzugreifen haben. i : 
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10. Wahlurnen. 
$ 36. 
(1) Die Stimmzettel, die die Wähler am Wahltag abgeben, werden in Wahlurnen gefammelt. 
(2) Es ſind rechteckige, mit einem Deckel verſehene Gefäße, deren innere Höhe mindeſtens 90 Zentimeter 


und bei denen der Abſtand von einer Wand zur gegenüberliegenden Wand mindeſtens 35 Zentimeter betragen 
muß. Im Deckel hat die Wahlurne einen bis zu 2 Zentimeter breiten Spalt. 


(3) In Kranken- und Pflegeanſtalten (S 57) dürfen kleinere Wahlurnen verwendet werden. 


11. Wahlſchutzvorrichtungen. 
8.37. 


(i) Ju jedem Wahlraume ſtellt die Gemeindebehörde einen oder mehrere Tiſche mit Schutzvorrichtungen 
auf, damit jeder Wähler ſeinen Stimmzettel unbeobachtet behandeln und in den Umſchlag legen kann. 


(2) In den Schutzvorrichtungen ſollen Bleiſtifte bereitliegen, die an Bindfaden oder ſonſtwie befeſtigt ſind. 


12. Stimmzettel und Umſchläge. 
8 38 


(1) Die Stimmzettel werden für jeden Wahlkreis von dem Kreiswahlleiter amtlich hergeſtellt und den 


Gemeinden zur Weitergabe an die Wahlvorſteher überwiefen, j 

(2) Sie müſſen alle zugelaſſenen Kreiswahlvorſchläge mit Angabe der Partei und Hinzufügung ber erſten 
vier Bewerber jedes Vorſchlags enthalten. Die Kreiswahlvorſchläge werden fortlaufend benummert (S 56) 
auf dem Stimmzettel aufgeführt. 

(3) Die Stimmzettel ſollen 9: 12 Zentimeter groß und von weißem oder weißlichem Papier ſein. Auch 
Deitungspapier ift zuläſſig. Von der vorgeſchriebenen Größe der Stimmzettel kann abgewichen werden, wenn 
es der Aufdruck nach Abf. 2 erforderlich macht; doch muß fid) der Stimmzettel, einmal oder zweimal gefaltet, 
leicht in den Umſchlag legen laſſen (§ 39). i 

E $ 39. 

Die Umſchläge ſollen 12: 15 Zentimeter groß, undurchſichtig und amtlich geſtempelt fein. Sie werden 

amtlich geliefert und ſind in der erforderlichen Zahl bereitzuhalten. f 


13. Bekanntmachung der Wahlen. 
§ 40. 

(1) Den Tag der Hauptwahl beſtimmt das Staatsminiſterium im Einvernehmen mit dem Ständigen 
Ausſchuſſe des Landtags, den Tag einer Wiederholungswahl (S 101) und einer Nachwahl ($ 97) der Miniſter 
des Innern. : 

(2) Die Veröffentlichung erfolgt im Preußiſchen Staatsanzeiger. 


SUUS AE ; 
(1) Die Gemeindebehörden machen ſpäteſtens drei Tage vor der Wahl in ortsüblicher Weiſe bekannt die 
Abgrenzung der Wahlbezirke, die Lage des Wahlraums, Tag und Stunde der Wahl, außerdem, daß die 
Stimmzettel amtlich hergeſtellt ſind, daß ſie alle zugelaſſenen Kreiswahlvorſchläge, die Partei und die Namen 
der erſten vier Bewerber jedes Vorſchlags enthalten, daß der Wähler bei der Stimmabgabe durch ein Kreuz 
oder Unterſtreichen oder in ſonſt erkennbarer Weiſe den Kreiswahlvorſchlag bezeichnet, dem er ſeine Stimme 
geben will, und daß Stimmzettel, die dieſer Beſtimmung nicht entſprechen, ungültig find. | — 
(2) Ein Abdruck der Bekanntmachung ift vor Beginn der Wahl am Eingang des Wahlhauſes anzubringen. 
(2) Als ortsübliche Bekanntmachung genügt der öffentliche Anſchlag. 
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III. Wahlvorſchläge. 
1. Friſten für Einreichung der Wahlvorſchläge, Verbindungs⸗ und Anſchlußerklärungen. 

(1) Die Kreiswahlvorſchläge (§ 43) müſſen ſpäteſtens am ſiebzehnten Tage vor dem Wahltag bei dem 
Kreiswahlleiter, des Wahlkreiſes, die Landeswahlvorſchläge (S 43) ſpäteſtens am vierzehnten Tage vor dem 
Wahltag bei dem Landeswahlleiter eingereicht ſein. E 

(2) Die Verbindung von Kreiswahlvorſchlägen innerhalb eines Wahlkreisverbandes (S 45) müſſen bie 
auf den Kreiswahlvorſchlägen bezeichneten Vertrauensleute oder Stellvertreter übereinſtimmend ſpäteſtens am 
zwölften Tage vor dem Wahltag bei dem Verbandswahlleiter ſchriftlich erklären (Verbindungserklärung). 

(3) Die Erklärung ($ 46), daß die Reſtſtimmen eines Kreiswahlvorſchlages einem Landeswahlvorſchlag 
zuzurechnen ſind (Anſchlußerklärung), müſſen die Vertrauensleute oder Stellvertreter des Kreiswahlvorſchlages 
ſpäteſtens am achten Tage vor dem Wahltag bei dem Kreiswahlleiter des Wahlkreiſes einreichen. 


2. Juhalt der Wahlvorſchläge. 

8 : S3. - 

(1) In den Wahlvorfchlägen ſollen die Bewerber ber Reihe nach mit Zur und Vornamen aufgeführt 

und ihr Stand oder Beruf, ihr Wohnort und ihre Wohnung ſo deutlich angegeben werden, daß über ihre 

Perſönlichkeit kein Zweifel beſteht. i ! 

(2) Außerdem foll in den Wahlvorſchlägen die Partei der Bewerber angegeben werden. ö 

(3) Der Wahlvorſchlag muß nach § 18 des Landeswahlgeſetzes in der Faſſung der Bekanntmachung 

vom 28. Oktober 1924 (Geſetzſamml. S. 671) einen Vertrauensmann und einen Stellvertreter bezeichnen, die 

bevollmächtigt ſind, dem Kreiswahlleiter und dem Kreiswahlausſchuß des Wahlkreiſes, bei Landeswahlvor⸗ 

ſchlägen dem Landeswahlleiter und dem Landeswahlausſchuß Erklärungen abzugeben. Fehlt dieſe Bezeichnung, 
ſo gilt der erſte Unterzeichner als Vertrauensmann, der zweite als ſein Stellvertreter. N i 

(4) Die Unterzeichner der Wahlvorſchläge ſollen auch Beruf, Stand, Wohnort und Wohnung beifügen. 

Die Unterſchriften müſſen leſerlich fein. e Hi 

(5) Die Kreiswahlvorſchläge müſſen von mindeſtens 500 Wählern des Wahlkreiſes, bie Landeswahlvorſchläge 

von mindeſtens 1 500 Wählern beliebiger Wahlkreiſe unterzeichnet fein; in beiden Fällen genügt die Unterſchrift 

von 20 Wählern bei Wahlvorſchlägen der Parteien, die im letzten Landtage ſchon vertreten geweſen np. ` 


844 
8 24. 
(1) Mit dem Wahlvorſchlage find einzureichen: 5 
1. die Erklärung der Bewerber, daß fie der Aufnahme ihrer Namen in den Wahlvorſchlag zuſtimmen; 
2. die Beſcheinigung der Gemeindebehörde, daß die Bewerber am Wahltage das fünfundzwanzigſte 
; Lebensjahr vollendet haben, Reichsangehörige find, in Preußen wohnhaft oder gemäß § 1 Abf. 2 
des Landeswahlgeſetzes wahlberechtigt find und daß fie vom Wahlrechte nicht ausgeſchloſſen find; 
3. die Beſcheinigung der Gemeindebehörden, daß die Unterzeichner des Wahlvorſchlags in das 
Wählerverzeichnis eingetragen oder mit einem Wahlſcheine verſehen worden ſind. SE 
(2) Die Beſcheinigungen find gebührenfrei auszuftellen. 


3. Verbindung der Kreiswahlvorſchläge innerhalb des Wahlfreisverbandes. 
(1) Junerhalb eines Wahlkreisverbandes können mehrere Kreiswahlvorſchläge verbunden werden. Die 


Verbindung iſt nur dann wirkſam, wenn dieſe Vorſchläge demſelben oder keinem Landeswahlvorſchlag an⸗ 
geſchloſſen werden. f 


(2) Die Verbindung muß von den Vertrauensleuten oder ihren Stellvertretern (§ 43 Abf. 3) überein⸗ 
ſtimmend ſchriftlich erklärt werden (Verbindungserklärung). i 


E 
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4. Anſchluß ber Kreiswahlvorſchläge an Landeswahlvorſchläge. 
§ 46. 
Für die Kreiswahlvorſchläge (§ 43) können die Vertrauensleute oder ihre Stellvertreter (§ 43 Abſ. 3) 
erklären, daß Reſtſtimmen einem Landeswahlvorſchlage (S 43) zuzurechnen find (Anſchlußerklärung). Sonſt 
ſcheiden die Reſtſtimmen des Wahlkreiſes bei dem Zuteilungsverfahren aus. : 


5. Mängelbefeitigung. 
S 47. 

(1) Wenn in Wahlvorſchlägen Mängel zu beſeitigen oder Erklärungen nach SS 16 und 19- des Landes- 
wahlgeſetzes in der Faſſung der Bekanntmachung vom 28. Oktober 1924 (Geſetzſamml. S. 671) abzugeben 
oder Beſcheinigungen nach § 44 dieſer Verordnung nachzubringen ſind, ſo hat der Wahlleiter unverzüglich 
die Vertrauensleute dazu aufzufordern. ? 

(2) Bewerber, die auf mehreren Wahlvorſchlägen desſelben Wahlkreiſes oder mehreren Landeswahl⸗ 
vorſchlägen benannt ſind, müſſen dem Wahlleiter innerhalb der von ihm geſetzten Friſt erklären, für welchen 
Wahlvorſchlag ſie ſich entſcheiden. f 

(3) In den Wahlvorſchlägen werden die Namen von Bewerbern geſtrichen, deren Perſönlichkeit nicht 
feſtſteht, deren Zuſtimmungserklärung fehlt, für die die nach § 44 beſtimmten Beſcheinigungen nicht bei 
gebracht find oder bie auf mehreren Kreiswahlvorſchlägen desſelben Wahlkreiſes oder auf mehreren Landes ⸗ 
wahlvorſchlägen benannt ſind. Ferner werden Bewerber eines Landeswahlvorſchlags, die auch in einem 
Kreiswahlvorſchlag benannt ſind, im Landeswahlvorſchlag geſtrichen, wenn die Erklärung nach § 19 des 
Landeswahlgeſetzes ſich auf einen anderen Landeswahlvorſchlag bezieht. : 

(4) Bewerber, die auf demſelben Wahlvorſchlag mehrmals benannt find, gelten als nur einmal bor 
geſchlagen. ; ; SE 

(5) Mängel können nicht mehr beſeitigt werden bei Kreiswahlvorſchlägen, wenn dieſe feſtgeſetzt, bei 
Landeswahlvorſchlägen, wenn dieſe veröffentlicht find. Dasfelbe gilt für die Erklärungen über die Verbin⸗ 
dung von Wahlvorſchlägen, wenn der Verbandswahlausſchuß über ihre Zulaſſung beſchloſſen hat, für die 
Erklärungen über den Anſchluß von Kreiswahlvorſchlägen an Landeswahlvorſchläge, wenn die Friſt des 
§.19 S. 2 des Landeswahlgeſetzes abgelaufen iſt. 4 3 ? f 

(6) Der Landeswahlausſchuß kann jedoch auf einem Landeswahlvorſchlag nach feiner Veröffentlichung, 
Bewerber ſtreichen, die als Bewerber in einem Kreiswahlvorſchlage benannt ſind, der einem anderen Landes⸗ 
wahlvorſchlag angeſchloſſen ift. 

8 48. 


Bewerber, gegen deren Wählbarkeit der Wahlleiter Bedenken aus SS 2, 4 und 5 ant. 1 Nr. 3 des 
Landeswahlgeſetzes in der Faſſung der Bekanntmachung vom 28. Oktober 1924 (Gefe&jammL S. 671) erhebt, 
können bei Kreiswahlvorſchlägen bis zu ihrer Feſtſetzung, bei Landeswahlvorſchlägen bis zu ihrer Ver⸗ 
öffentlichung durch andere erjebt werden. ( 3T 

§ 49. j 
Dier Wahlleiter fol darauf hinwirken, daß nicht dieſelben Unterſchriften unter mehreren Wahlvor⸗ 
ſchlägen ſtehen. Dieſelben Perſonen dürfen nicht als Vertrauensmänner für mehrere Laudeswahlvorſchläge 
oder mehrere Kreiswahlvorſchläge benannt werden. d ; 


$ 50. 


Sind Erklärungen abgegeben worden, nach denen ſich Kreiswahlvorſchläge verbinden wollen, die ſich 
verſchiedenen Landeswahlvorſchlägen angeſchloſſen haben, ſo hat der Verbandswahlleiter mit den Vertrauens⸗ 
männern zu verhandeln, damit die Vorſchriften über die Verbindung von Wahlvorſchlägen eingehalten werden. 


8 51. Kan Zb 
Der Vertrauensmann kann gegen Verfügungen, die der Wahlleiter nach SS 47 bis 50 erläßt, bie 
Entſcheidung des Wahlausſchuſſes anrufen. ? | 
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6. Zulaſſung ber Wahlvorſchläge und ber Verbindungserklärungen. 

8 52. 
(1) Über bie Zulaſſung von Wahlvorſchlägen und die Verbindung von Kreiswahlvorſchlägen innerhalb 
des Wahlkreisverbandes entſcheiden die Wahlausſchüſſe in öffentlicher Sitzung. 


(2) Die Vertrauensmänner der Wahlvorſchläge find über Ort, Zeit und Gegenſtand der Sitzung mög⸗ 
lichſt zu benachrichtigen. 5 ; 


S 53. 

(1) Nicht zuzulaſſen find Wahlvorſchläge oder Verbindungen, die zu ſpät eingereicht oder erklärt find 
oder den geſetzlichen Erforderniſſen nicht entſprechen. : 

(2) Kommt bei ber Verhandlung nach § 50 keine Einigung zuftande, fo find. bie beabſichtigten Ber 
bindungen nicht zuzulaſſen. 1 

(3) Nachdem die Wahlvorſchläge feſtgeſetzt find und die Verbindung von Kreiswahlvorſchlägen zugelaſſen 
iſt, können ſie nicht mehr geändert werden. 


Ke 


7. Bekanntgabe der Wahlvorſchläge, der Verbindungs- und Anſchlußerklärungen. | 

1 n8 545 
Der Kreiswahlleiter teilt die Kreiswahlvorſchläge, ſobald fie ſeſtgeſetzt find, die Anſchlußerklärungen, 
ſobald die Einreichungsfriſt abgelaufen iſt, dem Landeswahlleiter, der Verbandswahlleiter die Verbindungs⸗ 


erklärungen ſo, wie ſie zugelaſſen ſind, dem Landeswahlleiter und den Kreiswahlleitern der beteiligten Wahl⸗ 
kreiſe mit. 6 
§ 55. 


(1) Der Landeswahlleiter veröffentlicht ſpäteſtens am elften Tage vor dem Wahltage die Landeswahlvor⸗ 
ſchläge im Preußiſchen Staatsanzeiger fo, wie fie zugelaſſen find, in fortlaufender Nummernfolge und mit 
Angabe der Partei, aber ohne die Namen der Unterzeichner und Vertrauensmänner, und teilt ſie gleichzeitig 
den Leitern der beteiligten Wahlkreiſe mit. 

(2) Für die Nummernfolge der Landeswahlvorſchläge geltens folgende Grundſätze: Die Parteien, die 
Abgeordnete in den letzten Landtag entſandt haben, werden zuerſt aufgeführt, und zwar in der Reihenfolge 
der Stimmzahlen, die die Parteien bei der letzten Landtagswahl erhalten haben. Landeswahlvorſchläge 
von Parteien, die im letzten Landtage durch Abgeordnete nicht vertreten waren, erhalten die anſchließenden 
Nummern in der Reihenfolge, wie die Vorſchläge zeitlich bei dem Landeswahlleiter eingehen. 


: $ 56. 

(1) Der Kreiswahlleiter hat ſpäteſtens am vierten Tage vor der Wahl die Kreiswahlvorſchläge ſamt den 
Verbindungs- und Anſchlußerklärungen ſowie die Landeswahlvorſchläge, denen fid) Kreiswahlvorſchläge aus 
dem Wahlkreis angeſchloſſen haben, in der zugelaſſenen Form, aber ohne die Namen der Unterzeichner und 
Vertrauensmänner der Wahlvorſchläge, amtlich bekanntzumachen. | 

— (3) Die Kreiswahlvorſchläge, die einem Landeswahlvorſchlage von Parteien angeſchloſſen find, die 
Abgeordnete in den letzten Landtag entſandt haben, erhalten die Nummer dieſes Landeswahlvorſchlags. Die 
übrigen Kreiswahlvorſchläge erhalten die anſchließenden Nummern in der Reihenfolge, wie die Vorſchläge 
zeitlich bei dem Kreiswahlleiter eingehen. i : 


IV. Wahlverfahren in Sranken- unb Pflegeanſtalten. 
857. 
Sind für Kranken- und Pflegeanſtalten ſelbſtändige Wahlbezirke gebildet ($ 33), jo wird die Wahl 
nach folgenden Beſtimmungen vorbereitet und durchgeführt: : 
1. Die Gemeindebehörden fordern von der Anftaltsleitung ein Verzeichnis über die voraussichtlich 
vor der Wahl nicht aus der Anſtalt zu entlaſſenden Wähler, ſtellen Wahlſcheine für fie aus unb 
überſenden ſie den Anſtaltsleitungen. 


H 
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Die Wahlvorſteher (§ 28) tragen für den Zuſammentritt eines Wahlvorſtandes rechtzeitig Sorge. 
Die Mitglieder des Wahlvorſtandes brauchen nicht in dem Wahlbezirke ſtimmberechtigt zu ſein. 
Es iſt zuläſſig, daß in den verſchiedenen Anſtalten eines ſolchen Wahlbezirkes verſchiedene Per⸗ 
ſonen als Mitglieder des Wahlvorſtandes aufgeſtellt werden. Die Gemeinden ſtellen die für die 
Wahl erforderlichen Gegenſtände zur Verfügung. 

3. Die Anſtaltsleitung beſtimmt einen Wahlraum, wohin die Anſtaltsinſaſſen auf ihren Wunſch, 
wenn erforderlich in ihren Betten, unbedenklich gebracht werden können. Er muß ſo gelegen ſein, 
daß ein Abſonderungsraum geſchaffen werden kann. Es ift zuläſſig, für die Wahl in verſchiedenen 
Gebäuden einer Anſtalt oder in den verſchiedenen Stockwerken eines Gebäudes verſchiedene Räume 
und verſchiedene Zeiten zu beſtimmen. Die Wahlzeit iſt ſo zu bemeſſen, daß ſämtliche für den 
einzelnen Wahlraum in Betracht kommenden Anſtaltsinſaſſen ihre Stimme abgeben können. Der 
Wahlvorſtand kann auf Wunſch des Kranken zur Entgegennahme des Stimmzettels auch an das 
Krankenbett gehen, wenn ärztliche Bedenken nicht entgegenſtehen. 

4. Die Bildung von Wahlbezirken, die Namen der Wahlvorſteher und ihrer Vertreter, ferner Ort 
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und Zeit der Wahl find den Wählern fpäteftens am Tage vor ber Wahl bekanntzugeben, ebenſo 


dem Kreiswahlleiter. 


5. Das Ergebnis wird in dem Wahlraum ermittelt, in dem die letzten Stimmen abgegeben worden ſind. 


6. Es iſt dafür zu ſorgen, daß die Offentlichkeit bei der Stimmabgabe und Ergebnisermittlung durch 
die Auweſenheit anderer Wähler tunlichſt gewährleiſtet wird. i 

„Die Anſtaltsleitungen find für die Abſonderung von Kranken verantwortlich, die mit anſteckenden 
Krankheiten behaftet ſind. : 

8. Im übrigen gelten die allgemeinen Vorſchriften auch für ſolche Wahlen. 


- 


V. Wahlverfahren für Seeleute. 
$ 58. 


(1) Seeleute, die vor der Wahl aus einem deutſchen Seehafen mit einem Seefahrzeug ausfahren oder 


am Wahltag oder in den nachfolgenden fünf Tagen in einen deutſchen Seehafen einfahren und ſich durch 


ihr Seefahrtsbuch ausweiſen, können ihr Wahlrecht in der Zeit vom zehnten Tage vor dem Wahltage bis : 


zum fünften Tage nach biejem in der Hafenſtadt, falls ſie zum Preußiſchen Staatsgebiete gehört, andernfalls 
in 10 der nichtpreußiſchen Hafenſtadt benachbarten preußiſchen Gemeinde vor einem beſonderen Wahlvorſtand 
ausüben. : 

(2) Der Wahlvorſtand beſteht aus einem Wahlvorſteher oder feinem Stellvertreter und zwei Beiſitzern. 


Den Wahlvorſteher und den Stellvertreter ernennt auf Vorſchlag der Gemeindebehörde die nach S 106. 
zuſtändige Behörde. Die Beiſitzer beruft der Wahlvorſteher aus den Wahlberechtigten. Als Beiſitzer können 


täglich andere Perſonen tätig ſein. 

(3) Der Seemann muß einen Wahlſchein (SS 5 und 8) beſitzen. a 
(4) Die Stimmen werden täglich von 10 bis 12 Uhr vormittags entgegengenommen. Bei der Stimm⸗ 
abgabe iſt der Wahlſchein abzugeben. 

(5) Die Wahlurue iſt bis zu den Zeiten, wo fie geöffnet werden darf (Abſ. 6), verſchloſſen zu halten. 
An jedem Tage iff der Spalt der Wahlurne nach Beendigung der Stimmabgabe mit amtlichen Siegeln zu 
verſchließen. Die Wahlurne wird bis zum Beginne der neuen Wahl von der Gemeindebehörde unter Verſchluß 
gehalten. Die Wahlſcheine verwahrt der Wahlvorſteher. a 

(6) Am allgemeinen Wahltage werden die bis dahin abgegebenen Stimmen nach näherer Weiſung der 
Gemeindebehörde durch den Wahlvorſteher einem Nachbarwahlbezirke zur Verrechnung überwieſen. Am fünften 
Tage nach dem Wahltage ſtellt der Wahlvorſtand das zweite Wahlergebnis ſelbſt feft und gibt es nach den 
allgemeinen Vorſchriften (SS 71 ff.) mit der größten Beſchleunigung weiter. 

(7) Im übrigen gelten die allgemeinen Vorſchriften auch für ſolche Wahlen. 

(8) Welche Städte als Hafenſtädte und als benachbarte Gemeinde im Sinne des Abſ. 1 anzuſehen find, 
beſtimmt der Miniſter des Innern. a a 


Geſetzſaumlung 1924 (Nr. 1290612908.) 110 


F 


e 


0 
VI. Stimmabgabe. 
S 59. 

(1) Die Wahlzeit dauert in der Zeit vom 1. April bis 30. September von 8 Uhr vormittags bis 5 Uhr 
nachmittags, ſonſt von 9 Uhr vormittags bis 6 Uhr nachmittags. 

(2) In Wahlbezirken mit weniger als 1000 Einwohnern kann die zur Abgrenzung der Wahlbezirke gu 


ſtändige Behörde die Wahlzeit abkürzen; fie darf jedoch nicht ſpäter als 10 Uhr vormittags beginnen und 
nicht vor 5 Uhr nachmittags ſchließen. Dem Kreiswahlleiter iſt Mitteilung zu machen. 


: $ 60. 

E Vor Beginn der Wahl hat ber Wahlvorſteher das Wählerverzeichnis nach dem. Verzeichniffe ber nad 
träglich ausgeſtellten Wahlſcheine zu berichtigen, indem er bei nachträglich mit einem Wahlſcheine verſehenen 
Wahlberechtigten in der Spalte für die Stimmabgabe das Wort „Wahlſchein“ oder „W“ einträgt. Er hat 
ferner das Wählerverzeichnis mit einer Beſcheinigung darüber zu verſehen, bei wieviel Wählern nach dem 
Verzeichniſſe der nachträglich ausgeſtellten Wahlſcheine nachträglich das Wort „Wahlſchein“ oder „W“ ein 
getragen ijt und wieviel eingetragene Wähler ohne den Vermerk „Wahlſchein“ oder „W“ noch verbleiben. 


861. 
(1) Der Tiſch, an dem der Wahlvorſtand Platz nimmt, muß von allen Seiten zugänglich fein. 
(2) An dieſen Tiſch wird bie Wahlurne (S 36) geſtellt. Vor Beginn der Wahl hat fid) der Wahl— 
vorſtand davon zu überzeugen, daß die Wahlurne leer iſt. Sie darf dann bis zum Schluſſe der Wahl nicht 
wieder geöffnet werden. 8 i 
(3) Stimmzettel und Umſchläge find in ausreichender Zahl bereitzuhalten. 


; 862. 

CAE Die Wahlhandlung wird damit eröffnet, daß der Wahlvorſteher feinen Stellvertreter, den Schriftführer 
und die Beiſitzer durch Handſchlag verpflichtet und jo den Wahlvorſtand bildet. Fehlende Beſſitzer werden 
vom Wahlvorſteher durch anweſende Wähler erſetzt. 


8 63. i 
(1) Zutritt zum Wahlraume hat jeder Wähler. Anſprachen darf niemand darin halten. Nur der Wahl⸗ 
vorſtand darf über das Wahlgeſchäft beraten und beſchließen. : 
e) Der Wahlvorſtand kann jeden aus dem Wahlraume verweifen, der bie Ruhe und Ordnung ber 
Wahlhandlung Gärt: iſt es ein Wähler des Wahlbezirkes, fo darf er vorher feine Stimme abgeben. 


E : 8 64. 
(1) Der Wahlvorfteher leitet die Wahl und läßt bei Andrang den Zutritt zu dem Wahlraum ordnen. 
; (2) Wenn der Wähler bem Wahlraum betritt, erhält er Umſchlag (839) und Stimmzettel (§ 38). Er 
begibt ſich hiermit in den Nebenraum oder an den mit einer Vorrichtung gegen Sicht geſchützten Nebentiſch 
G37). Er kennzeichnet auf dem Slimmzettel durch ein Kreuz oder Unterſtreichen ober in ſonſt erkennbarer 
Weiſe, welchem Kreiswahlvorſchlag er feine Stimme geben will. Der gekennzeichnete Stimmzettel wird in 
den Umſchlag gelegt. f 
: . (3) Danach tritt er an den Vorſtandstiſch, nennt feinen Namen und auf Grporben feine Wohnung 
und übergibt, ſobald der Schriftführer den Namen in dem Wählerverzeichnis aufgefunden hat, den Umfchlag 
mit dem Stimmzettel dem Wahlvorſteher, der ihn ungeöffnet ſofort in die Wahlurne legt. 
(4) Auf Erfordern hat fid) der Wähler dem Wahlvorſtand über feine Perſon auszuweiſen. 
(5) Inhaber von Wahlſcheinen nennen ihren Namen und übergeben den Wahlſchein dem Wahlvorſteher, 
der ihn nach Prüfung dem Schriftführer weiterreicht. Entſtehen Zweifel über die Echtheit oder den recht» 
mäßigen Beſitz, fo hat der Wahlvorſtand fie nach Möglichkeit aufzuklären und über die Zulaſſung oder Ab- 
weiſung Beſchluß zu faſſen. Der Vorgang iſt in der Wahlniederſchrift kurz zu ſchildern. pro 


LE 


(e) Wähler, die des Leſens unkundig oder durch körperliche Gebrechen behindert ſind, ihre Stimmzettel 
eigenhändig auszufüllen, oder in den Umſchlag zu legen und dieſen dem Wahlvorſteher zu übergeben, dürfen 
ſich im Wahlraume der Beihilfe einer Vertrauensperſon bedienen. 

(7) Abweſende können ſich weder vertreten laſſen noch ſonſt an der Wahl teilnehmen. m 

(s) Stimmzettel, die nicht in einem amtlich geſtempelten Umſchlag oder die in einem mit einem Kenn⸗ 
zeichen verſehenen Umſchlag abgegeben werden oder denen ein durch den Umſchlag deutlich fühlbarer Gegen⸗ 
ſtand beigefügt iſt, hat der Wahlvorſteher zurückzuweiſen. : 

(9) Der Wahlvorſteher hat darüber zu wachen, daß bie Wähler die amtlichen Stimmzettel erhalten 


und daß ſie in dem Nebenraum oder an dem Nebentiſche nur ſo lange verweilen, als unbedingt erforderlich iſt. 


$ 65. i 

(1) Der Schriftführer vermerkt die Stimmabgabe des Wählers neben deſſen Namen in dem Wähler⸗ 
verzeichnis in der dafür vorgeſehenen Spalte und ſammelt die Wahlſcheine. Ee 
(2) Haben alle in dem Wählerverzeichnis eingetragenen Wähler gewählt und ijt anzunehmen, daß 
Inhaber von Wahlſcheinen nicht mehr kommen, jo kann der Wahlvorſteher auf einſtimmigen Beſchluß des 
Wahlvorſtandes die Wahl ſchon dor dem Schluſſe der allgemeinen oder der beſonders angeordneten 

Wahlzeit (§ 59) für geſchloſſen erklären. 3 
§ 66. 2 
Nach Schluß der Wahlzeit dürfen nur noch die Wähler zur Stimmabgabe zugelaffen werden, die in 
dieſem Zeitpunkt im Wahlraume ſchon anweſend waren. Alsdann erklärt der Wahlvorſteher die Wahl für 
geſchloſſen. f E = 


VII. Ermittlung des Wahlergebniſſes im Wahlbezirke. 

: 8 67. = 
Nach Schluß der Wahl find alle nicht benutzten Umjchlige und Stimmzettel vom Vorſtandstiſche zu 
entfernen. Alsdann werden die Umſchläge aus der Wahlurne genommen und ungeöffnet gezählt. Zugleich 
wird die Zahl der Wahlvermerke in dem Wählerverzeichnis und die Zahl der Wahlſcheine feſtgeſtellt. Ergibt 
fid) dabei auch nach wiederholter Zählung eine Verſchiedenheit, [o Ht dies in der Wahlniederſchrift anzu⸗ 
geben und, ſoweit möglich, zu erläutern. Tu 
(1) Nach ber Zählung ber Umſchläge und Wahlvermerke öffnet ein Beiſitzer die Umſchläge, nimmt die 
Stimmzettel heraus und übergibt fie nebſt den Umſchlägen dem Wahlvorſteher. Dieſer lieſt aus dem Stimm⸗ 
zettel den Kreiswahlvorſchlag, dem die Stimme gegeben worden iſt, vor. : 
(2) Nach der Verleſung erhält ein Beiſitzer die Stimmzettel und bie Umſchläge. Die gleichlautenden 
Stimmzettel werden gefondert geſammelt und bis zum Ende der Wahl unter Aufſicht des Beiſitzers belaſſen. 


§ 69. ; 
(1) Bei jeder Verleſung verzeichnet der Schriftführer in der Zählliſte jede dem aufgerufenen Kreis⸗ 
wahlvorſchlage zugefallene Stimme und wiederholt den Aufruf laut. et 
(2) Einer der Beiſitzer führt gleichzeitig eine Gegenliſte. Das Muſter der Zähl und Gegenlifte ergibt 
ſich aus den Vordrucken nach Anlage 2. Ss 
(3) Sählliſte und Gegenliſte find von bem Wahlvorſteher und dem Mitgliede des Wahlvorſtandes, das 


ſie geführt hat, zu unterzeichnen und der Wahlniederſchrift als Anlagen beizufügen. 
5 . § 70. 
(1) Ungültig find Stimmzettel, i 


1. die nicht in einem amtlich geſtempelten Umſchlag oder die in einem mit Kennzeichen verſehenen 
Umſchlage übergeben worden ſind, a a ; qe 
2. die als nichtamtlich hergeſtellte erkennbar find, 
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3. aus deren Kennzeichnung der Wille des Wählers nicht unzweifelhaft zu erkennen iſt, 
S denen irgendein durch den Umſchlag deutlich fühlbarer SUCI beigefügt ijt, 
die mit Vermerken oder Vorbehalten verſehen find, 


(2) din in einem Umſchlag enthaltene Stimmzettel gelten als eine Stimme, wenn fie gleichlautend 
find oder wenn nur einer von ihnen eine Stimmabgabe enthält) ſonſt find fie ungültig. 


$ 71. 
(1) Sobald das Wahlergebnis feſtgeſtellt iſt, hat es der Wahlvorſteher der Gemeindebehörde mitzuteilen, 
die es für ihre Wahlbezirke ſammelt und an die untere Verwaltungsbehörde auf ſchnellſtem Wege (Germ 
ſprecher, Telegramm, Eilboten) weiterreicht. 


(2) In dieſer Mitteilung ſind die Kreiswahlvorſchläge einzeln mit der auf ſie gefallenen Stimmenzahl 
anzugeben. 


(3) Die untere Mieten hat die Ergebniſſe zu ſammeln, zuſammenzuſtellen und in einem 
Geſamtergebniſſe dem Kreiswahlleiter gleichfalls auf ſchnellſtem up mitzuteilen. 


8.72. 
(1) Die Stimmzettel, über deren Gültigkeit oder Ungültigkeit der Wahlvorſtand Beſchluß gefaßt hat, 


ſind mit fortlaufenden Nummern zu verſehen und der Niederſchrift beizufügen. In der Niederſchrift ſind 
die Gründe kurz anzugeben, aus denen die Stimmzettel für gültig oder ungültig erklärt worden ſind. 


; (2) Iſt ein Stimmzettel wegen der Beſchaffenheit des Umſchlags für ungültig erklärt worden, > iE 
auch ber Umſchlag beizufügen. 
8 73. 
Alle gültigen Stimmzettel, die nicht nach § 72 der Wahlniederſchrift beizufügen ſind, hat der Wohl 


vorſteher in Papier einzuſchlagen, zu verſiegeln und der Gemeindebehörde zu übergeben, die ſie verwahrt, bis 
die Wahl für gültig erklärt worden ift. 


§ 74. 
Das Wählerverzeichnis nebſt den Wahlſcheinen wird der . übergeben. 


§ 75. 
Der Wahloorſteher hat die Umſchläge, ſoweit ſie nicht der Wahlniederſchrift beizufügen ſind, der 
Gemeindebehörde zur Aufbewahrung zwecks Wiederverwendung bei ſpäteren Landtagswahlen zurückzugeben. 


8 76. 
Über die Wahlhandlung iſt eine Niederſchrift (Wahlniederſchrift) nach dem in der SE 3 beigefügten 
Vordruck aufzunehmen und der Gemeindebehörde zu übergeben. 


§ 77. 


(1) Die Wahlniederſchriften mit ſämtlichen zugehörigen, als Anlagen fortlaufend zu benummernden 
Ren find von bem Gemeindebehörden ungeſäumt der unteren Verwaltungsbehörde einzureichen. 


(2) Die unteren Verwaltungsbehörden haben die Vorlagen der Gemeindebehörden unverzüglich auf ihre 
Vollſtändigkeit zu prüfen, zu ergänzen, Unſtimmigkeiten aufzuklären und geſammelt ſo zeitig dem Kreiswahl⸗ 
leiter einzureichen, daß ſie ſpäteſtens im Laufe des dritten Tages nach der Wahl bei ihm eintreffen. 


N (3) Die unteren Verwaltungsbehörden haben dafür zu forgen, daß die Aberſendung der Wahlver⸗ 
ee handlungen von den Gemeindebehörden an die unteren Verwaltungsbehörden und von da an die Kreis; 
po möglichſt raſch und ſicher geſchieht. 
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VIII. Feſtſtellung des Wahlergebniſſes im Wahlkreis. 
1. Vorläufige Ermittlung des Wahlergebniſſes. 
8 78. 

(1) Der Kreiswahlleiter ſtellt zur vorläufigen Ermittlung des Wahlergebniſſes die ihm nach § 71 ge 
meldeten Ergebniſſe aus allen Wahlbezirken zuſammen und teilt ſpäteſtens um 8 Uhr abends am Tage nach 
der Wahl dem Landeswahlleiter fernmündlich oder drahtlich mit, wieviel Stimmen insgeſamt den einzelnen 
Kreiswahlvorſchlägen zugefallen find, gegebenenfalls auch, aus wieviel Gemeinden das Ergebnis noch fehlt. 

(2) Sobald alle Meldungen aus den Wahlbezirken vorliegen, iſt das Ergebnis durch Eilbrief dem 
Landeswahlleiter mitzuteilen. N 


2. Endgültige Ermittlung des Wahlergebniſſes. 
8 79. 


(1) Um das endgültige Wahlergebnis im Wahlkreiſe zu ermitteln, ſtellt der Kreiswahlleiter aus den 
Wahlniederſchriften der Wahlbezirke die Ergebniſſe ihrer Wahl in einem Zählbogen zuſammen und beruft 
den Kreiswahlausſchuß ſobald der Eingang ſämtlicher Niederſchriften zu erwarten iſt. Er beſtimmt Zeit 
und Ort der Sitzung. f 

(2) Als Zählbogen iſt ein Vordruck nach Anlage 4 zu benutzen. 


(3) Die Verhandlungen des Wahlausſchuſſes find öffentlich. 


M 


8 80. 
(1) In der Sitzung des Wahlausſchuſſes werden aus den Wahlniederſchriften die endgültigen Ergeb⸗ 
niſſe feſtgeſtellt. S 
- (2) Geben einzelne Wahlbezirke zu Bedenken Anlaß, fo kann der Kreiswahlleiter die von den Gemeinde — 
behörden aufbewahrten Stimmzettel und die Wählerverzeichniſſe und Wahlſcheine einfordern und dem Wahl⸗ 
ausſchuſſe zur Einſicht vorlegen. : : : 
: $ 8. en 
(1) Die Wahlergebniſſe werden nach ben $$ 29 und 30 des Landeswahlgeſetzes in ber Faſſung der Be⸗ 
kanntmachung vom 28. Oktober 1924 (Geſetzſamml. S. 671) ermittelt. : 
(2) Rechenfehler werden berichtigt, ſonſtige Bedenken in der Niederſchrift vermerkt. 


$ 82, f 
Sobald ber Kreiswahlausſchuß das endgültige Ergebnis feſtgeſtellt hat, hat der Kreiswahlleiter dem 
Landeswahlleiter fernmündlich oder drahtlich mitzuteilen, wieviel Stimmen und wieviel Sitze den einzelnen 
Kreiswahlvorſchlägen zugefallen ſind; die Mitteilung iſt ſofort durch Abſendung einer Geſamtüberſicht nach 
dem Vordruck der Anlage 5 zu beſtätigen. erg "i 


$.83. 
(1) Über die Verhandlungen des Kreiswahlausſchuſſes ift nach dem in der Anlage 6 beigefügten Vor- 

druck eine Niederſchrift aufzunehmen und von ſämtlichen Mitgliedern des Ausſchuſſes zu unterſchreiben. 
(2), Der Kreiswahlleiter ſendet bie Niederſchrift mit dem Zählbogen und den zugehörigen Schriftſtücken, 
die Wahlniederſchriften ſämtlicher Wahlbezirke ſamt ihren Anlagen, die Nachweiſe über die Benachrichtigung 
und die Bekanutgabe der Gewählten dem Landeswahlleiter ein. Außerdem iſt ſpäteſtens am 14. Tage nach 
dem Wahltage eine Hauptzuſammenſtellung der Abſtimmungsergebniſſe nach dem in Anlage 7 beigefügten e 
Vordruck einzuſenden. a E 


o 


3. Verteilung der Abgeordneten im Wahlkreiſe. 
: f . $84. AS 

Der Kreiswahlausſchuß verteilt, wenn verbundene Wahlvorſchläge nicht vorhanden find, mad) Ermitt⸗ 
lung des Wahlergebniſſes (S 81), ſonſt nach Eintreffen der Mitteilung des Landeswahlleiters (S 90), die Ab⸗ 
geordnetenſitze auf die einzelnen Kreiswahlvorſchläge, erklärt die erforderliche Anzahl von Abgeordneten für 
gewählt und ſtellt die Reihenfolge der Erſatzmänner feſt. 


8 85 ; 

Sobald die Abgeordnetenſitze auf die einzelnen Kreiswahlvorſchläge verteilt find, hat der Kreiswahl⸗ 
leiter eine Nachweiſung der gewählten Abgeordneten nach dem Vordruck der Anlage 8 durch Eilbrief an den 
Landeswahlleiter einzuſenden. 
. à $ 86. 

(1) Oer Kreiswahlleiter hat die Gewählten zu benachrichtigen und fie unter Hinweis auf die Be⸗ 
ſtimmung des Abf. 2 aufzufordern, fid) binnen einer Woche nach Zuſtellung der Nachricht beim Landeswahl⸗— 
leiter über die Annahme oder Ablehnung der Wahl zu erklären. Die Wahl gilt als angenommen, wenn 
innerhalb dieſer Friſt keine Erklärung eingeht, Annahme unter Vorbehalt gilt als Ablehnung. 

(2) Iſt ein Bewerber für mehrere Wahlkreiſe gewählt, ſo hat er binnen einer Woche dem Landes⸗ 
wahlleiter zu erklären, für welchen Wahlkreis er die Wahl aunimmt. Geht innerhalb dieſer Friſt keine 
Erklärung ein, ſo gilt die Wahl für alle Wahlkreiſe als abgelehnt. 

- (s) Oer Kreiswahlleiter veröffentlicht die Namen der für gewählt Erklärten, der Erſatzmänner ſowie 
die Zahl der überhaupt und der für bie einzelnen Wahlvorſchläge abgegebenen gültigen Stimmen. 


IX. Feſtſtellung des Geſamtwahlergebniſſes. Wahlprüfungsverfahren. 
887 i 


Der Landeswahlleiter ermittelt nach den vorläufigen Ergebniſſen aus den Wahlkreiſen das vorläufige 
Geſamtergebnis und veröffentlicht es im Preußiſchen Staatsanzeiger. 


8.88. 

(1) Um das endgültige Gefamtergebnis zu ermitteln, ftellt der Landeswahlleiter aus den ſchriftlichen 
Mitteilungen der Kreiswahlleiter nach § 83 die Ergebniſſe der Wahl aus den Wahlkreiſen zuſammen und 
beruft den Landeswahlausſchuß, ſobald der Eingang ſämtlicher ſchriftlicher Mitteilungen zu erwarten iſt. Er 
beſtimmt Ort und Zeit der Sitzung. oi e 

(2) Die Verhandlungen des Landeswahlausſchuſſes find öffentlich. 

(3) In der Sitzung des Landeswahlausſchuſſes werden die ſchriftlichen Mitteilungen der Kreiswahlleiter 
durchgeſehen; das Geſamtergebnis wird feſtgeſtellt. Über die Verhandlung iſt eine Niederſchrift aufzunehmen. 


§ 89. 


Der Landeswahlleiter veröffentlicht das endgültige Geſamtergebnis im Preußiſchen Staatsanzeiger. 
8 90. 
(1) Der Landeswahlausſchuß ſtellt aus den Mitteilungen der Kreiswahlleiter nach SS 30 und 31 des 


i Landeswahlgeſetes in der Faſſung der Bekanntmachung vom 28. Oktober 1924 (Geſetzſamml. S. 671) feſt, 
wieviel Abgeordnetenſitze auf die Reſtſtimmen der verbundenen Kreiswahlvorſchläge entfallen und welchen 


Kreiswahlvorſchlägen hiernach Sitze zukommen. 


(2) Die Zuteilung. der Sitze ift den beteiligten Kreiswahlleitern mitzuteilen. 


Die in den Wahlkreisverbänden nicht verbrauchten oder nicht berückſichtigten Reſtſtimmen werden 
ihren Landeswahlvorſchlägen überwieſen. a 


— 


„„ 


$ 91. 

() Oer Landeswahlausſchuß zählt nach den Mitteilungen der Kreiswahlleiter die Reſtſtimmen zuſammen, 
die in allen Wahlkreiſen und Wahlkreisverbänden auf die demſelben Landeswahlvorſchlag angeſchloſſenen Kreiswahl⸗ 
vorſchläge gefallen find. Er teilt jedem Landeswahlvorſchlage nach § 32 des Landeswahlgeſetzes in der Faſſung 
der Bekanntmachung vom 28. Oktober 1924 (Geſetzſamml. S. 671) die ihm zukommende Zahl von Abgeordneten, 
ſitzen zu und erklärt die entſprechende Zahl von Abgeordneten für gewählt. § 86 Abf. 1 findet Anwendung. 

(2) Iſt ein Bewerber auf Kreiswahlvorſchläge und einen Landeswahlvorſchlag gewählt, ſo hat er binnen 
einer Woche dem Landeswahlleiter zu erklären, welche Wahl er annimmt. Geht innerhalb diefer Friſt keine 
Erklärung ein, ſo gilt die Wahl für alle Wahlvorſchläge als abgelehnt. 


8 92 
3 Va. + 
Findet der Landeswahlausſchuß im Feſiſtellungsverfahren, daß ein nach dem erſten Ergebniſſe zum 
Abgeordneten Berufener auszuſcheiden oder ein anderer Bewerber zu berufen iſt, ſo muß vorher das ganze 
Feſtſtellungs⸗ und Prüfungsverfahren beendigt werden. 


§ 93. 5 

Der Landeswahlleiter prüft die Verhandlungen der Kreiswahlleiter, ſtellt die Namen der auf Landes⸗ 

wahlvorſchläge gewählten Abgeordneten ſowie ihrer Erſatzmänner und ihre Reihenfolge fejt. PSU. 
§ 94. WC E 

Der Landeswahlleiter prüft bie ihm von den Kreiswahlleitern überſandten Verhandlungsniederſchriften 

zur Vorbereitung der Prüſung durch das Wahlprüfungsgericht vor. E 


S 95 
5 s 
Das Wahlprüfungsgericht beim Landtag prüft das Wahlergebnis und entſcheidet über die Gültigkeit 
der Wahl. : 
MS X. Ausscheiden von Abgeordneten. 
$96. — Eg 
(1) Wenn ein Abgeordneter die Wahl ablehnt oder feinen Sitz verliert, hat der Landeswahlleiter das 
Nötige feſtzuſtellen und erforderlichenfalls den Landeswahlausſchuß zu berufen. 
(2) Der Landeswahlausſchuß ſtellt nach dem bekanntgemachten Geſamtergebnis feſt, wer als Erſatzmann 
in den Landtag eintritt. Die Feſtſtellung kann durch den Landeswahlleiter allein erfolgen, wenn über den 
zu berufenden Erſatzmann keine Zweifel beſtehen. § 86 Aoſ. 1 findet Anwendung. i 


(3) Iſt kein Bewerber vorhanden, der an die Stelle des Ablehnenden oder Ausſcheidenden zu treten 


hätte, ſo ſtellt der Landeswahlausſchuß dies in einem mit Gründen verſehenen Beſchluſſe feſt. Der Beſchluß 
iſt dem Miniſter des Innern mitzuteilen. S 
XI. Nachwahl. 
$ 97. 
Erklärt das Wahlprüfungsgericht die Wahl in einem oder mehreren ganzen Wahlkreiſen für ungültig, 
ſo ordnet der Miniſter des Innern für die betroffenen Wahlkreiſe eine nochmalige Wahl (Nachwahl) an. 


S 98 
8 : i 
Die Nachwahl findet nach denſelben Vorſchriften ſtatt wie die erſte. Auch können dieſelben Wähler 
verzeichniſſe verwendet werden; ſie ſind jedoch vorher zu berichtigen und neu auszulegen. SE 


8.99, q a 

Iſt ſeit der erſten Wahl noch kein Jahr vergangen, ſo bleiben die Wahlbezirke, die Wahlräume, die 
Wahlvorſteher und ihre Stellvertreter unverändert, ſoweit nicht die nach § 106 zuſtändige Behörde Sube. 
rungen für geboten hält. Solche Anderungen find nach S 41 öffentlich bekanntzugeben. Ber ; 


g $ 100. 
Iſt über ein Jahr nach ber erſten Wahl vergangen, fo müſſen bie geſamten Wahlvorbereitungen ev 
neuert werden. Doch können die Wählerverzeichniſſe nach Fortſchreibung und erneuter Auslegung weiter⸗ 
benutzt werden. f 


XII. Wiederholungswahl. 
$ 101. 

(1) Sft in einzelnen Wahlbezirken die Wahl nicht ordnungsmäßig vorgenommen worden, fo kann das 
Mahlprüfungsgericht dort die Wiederholung der Wahl beſchließen. Der Miniſter des Innern hat den Be— 
ſchluß alsbald auszuführen. 

(2) Iſt die Verhinderung der ordnungsmäßigen Wahl in einzelnen Wahlbezirken zweifelsfrei feſtgeſtellt, 
ſo kann der Miniſter des Innern auf Antrag des Kreiswahlausſchuſſes des Wahlkreiſes und mit Zuſtimmung 
des Landeswahlausſchuſſes dort die Wiederholung der Wahl anordnen. 

(3) Die Anordnung des Miniſters des Innern unterliegt im Prüfungsverfahren der Nachprüfung 
durch das Wahlprüfungsgericht. 

(4) Die Wiederholung der Wahl darf nicht ſpäter als ſechs Monate nach der Hauptwahl ſtattfinden. 

(5) Bei der Wiederholung der Wahl wird auf Grund derſelben Wählerverzeichniſſe gewählt wie bei 
der Hauptwahl. 

$102. 

(1) Bei ber Wiederholungswahl dürfen die Wahlbezirke nicht geändert werden. Im übrigen gelten 
ES 98 und 99 entſprechend. : 

(2) Wähler, bie für bie erſte Wahl einen Wahlſchein erhalten haben, werden bei ber Wiederholung 
zur Stimmabgabe nur dann zugelaſſen, wenn ſie nachweiſen, daß ſie den Wahlſchein in einem Wahlbezirk 
abgegeben haben, für den die Wahl wiederholt wird. 

(3) Für die Wiederholung der Wahl erhalten auf Antrag einen Wahlſchein die Perſonen, bei denen 
die Vorausſetzungen für die Ausſtellung eines Wahlſcheins bei der Wiederholung gegeben ſind, wenn ſie 
die Möglichkeit haben, von dem Wahlſchein außerhalb ihres Wahlbezirkes Gebrauch zu machen. 

(4) Der Wahlvorſteher hat die Wahlniederſchritt mit ſämtlichen zugehörigen Schriftſtücken durch die 
untere Verwaltungsbehörde ungeſäumt dem Landeswahlleiter einzuſenden. 


XIll. Verbindung der Wahlen mit anderen Abſtimmungen. 
8 103. 

(1) Mit der Landtagswahl können öffentliche Wahlhandlungen und andere Abſtimmungen, namentlich 
Wahlen zu kommunalen Vertretungskörpern, verbunden werden. In ſolchen Fällen wird der Minifter des 
Innern Vorſorge treffen, daß die einwandfreie Feſtſtellung des Landtagswahlergebniſſes geſichert iſt. Namentlich 
wird möglichſt einheitlich darüber beſtimmt werden, 

J. in welcher Weiſe in dem Wählerverzeichnis eingetragene Wähler kenntlich zu machen ſind, die 
bei der mit der Landtagswahl verbundenen Wahl oder Abſtimmung nicht ſtimmberechtigt find, 

2. in welcher Spalte der Wählerverzeichniſſe die Stimmabgabe für die Landtagswahl und in welcher 
die für die verbundene Wahl oder Abſtimmung zu vermerken iſt, 

3. in welcher Weiſe eine geſonderte Abgabe der Stimmzettel durchzuführen ijt, wieweit gefonderte 
Wahlurnen zu verwenden und wieweit die Umſchläge und Stimmzettel für die Landtagswahl 
und die verbundene Wahl oder Abſtimmung durch Farbe und Aufdruck beſonders kenntlich zu 
machen ſind, 

4. welche Maßnahmen zu treffen find, wenn nur ein Wahlumſchlag verwendet wird. 

(2) Bei Verbindung von Reichstags⸗ mit Landtagswahlen kann der Miniſter des Innern anordnen, 
daß auf den Stimmzetteln zur Landtagswahl den Wahlvorſchlägen die Nummernfolge gegeben wird, die die 
entſprechenden Vorſchläge der im letzten Reichstage vertreten geweſenen Parteien auf den Stimmzetteln zur 
Reichstagswahl erhalten haben. 


c MU e 


XIV. Gemeinſame Beftimmungen. 
8 104. 


Als Wohnort im Sinne diefer Verordnung gilt der Ort, an dem der Wahlberechtigte feinen Wohnſitz D 


oder feinen gewöhnlichen Aufenthalt hat. Ein nur für Tage oder wenige Wochen bemeſſener oder nur gelegent- ` 
licher Aufenthalt iſt kein gewöhnlicher Aufenthalt im Sinne dieſer Beſtimmung. 


$ 105. 
Weibliche Wahlberechtigte können zu Wahlleitern, Wahlvorſtehern, Schriftführern und Beiſitzern ernannt 
und berufen werden. S 
$ 106. 
Zuſtändig für : 


a) die Entſcheidung über Einſprüche gegen die Wählerverzeichniſſe und gegen bie Verſagung eines 


Wahlſcheins, 
- b) die Abgrenzung der Wahlbezirke, 
c) die Ernennung der Wahlvorſteher und ihrer Stellvertreter, 
5 d) die Beſtimmung der Wahlräume 
ſind: 
1. in allen nicht unter 2, 3 und 4 beſonders genannten Landesteilen ˖ 
auf dem Lande der Landrat, in den Städten der Magiſtrat und, wo kein kollegialiſcher Ge⸗ 
meindevorſtand vorhanden iſt, der Bürgermeiſter; 
2. in der Provinz Hannover xs M NE e 
auf bem Lande und in den Städten, auf bie bie Hannoverſche revidierte Städteordnung vom 
24. Juni 1858 nicht Anwendung findet, der Landrat, in den übrigen Städten der Magiſtrat ; 
3. in der Stadt Berlin f 
der Magiſtrat, der die Aufgaben den Bezirksämtern übertragen kann; 
4. im Regierungsbezirke Sigmaringen 
der Oberamtmann. 
: 8 107. m x 
(1) Den Wahlvorſtänden und den Kreiswahlausſchüſſen können für die Prüfung der Wahl, die Er —— 
mittlung des Wahlergebniſſes und die Herſtellung der Niederſchriften Beamte oder andere geeignete Perſonen 
als Hilfsarbeiter beigegeben werden. 
(2) Die Beſtellung der Hilfsarbeiter bei den Wahlausſchüſſen iſt Sache der Wahlleiter, bei den Wahl 
vorſtänden Sache der für die Ernennung der Wahlvorſteher zuſtändigen Behörden; in dringenden Fällen 
ſind auch die Wahlvorſteher ſelbſt dazu berechtigt. 
(3) Die Hilfsarbeiter nehmen au der Beſchlußfaſſung nicht teil. 


XV. Schlußbeſtimmungen. 
8108. 


Der Miniſter des Innern iſt ermächtigt, Ausnahmen von den Beſtimmungen der Landeswahlordnung 
zu bewilligen. : : 
$ 109. 


Durch dieſe Landeswahlordnung wird mit dem Tage ihres Inkrafttretens die Landeswahlordnung vom 
10. Dezember 1920 (Geje&jamm[ S. 571) in der Faſſung der Verordnung vom 18. Januar 1921 (Geſetz⸗ 
ſamml. S. 109) und der Berichtigung in Geſetzſamml. 1921 S. 87 erſetzt. f 


Berlin, den 29. Oktober 1924. : 
| Der Miniſter des Innern. 

ö Severing. a 
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und eingeladen, beim Beginne der Wahlhandlung zur Blldung des Wahlvorſtandes zu erſcheintü. ES 
atten fid) eingefunden. Der Wahlvorſteher eröffnete die Wahlhandlung um Uhr vormittags 
daß er den Stellvertreter, den Schriftführer und die Beiſitzer durch Handſchlag verpflichtete. SC 


Wird durchſtreichen, ſowelt der be. f Der Wahlvorſteher berichtigte das Wählerverzeichnis nach dem ihm von der 
zeichnete Fall nicht vorgekommen it. | Gemeinde zugegangenen Verzeichniſſe über die nachträglich ausgeſtellten Wahlſcheine. 


An den Tiſch, an dem der Wahlvorſtand Platz nahm, wurde die Wahlurne geſtellt. Der Wahlvor⸗ 
ſtand ſtellte feſt, daß die Wahlurne leer war. Die Wahlurne wurde alsdann durch Auflegen des Deckels 
geſchloſſen und bis zum Schluſſe der Abſtimmung nicht wieder geöffnet. 


Damit die Wähler unbeobachtet ihren Stimmzettel in den Umſchlag zu ſtecken vermochten, war @efehreibung 
der Abfondeumgsnntrichtung) seet ¼63; e 


Durch den Wahlvorſtand war in der Nähe des Zuganges zu be... Nebenraum — Nebentiſch. —*) 
für die Bereithaltung der amtlich geſtempelten Umſchläge und Stimmzettel aufgeſtellt worden = 


Von den erſchienenen Wählern begab fid) jeder einzeln, nachdem er einen Stimmzettel und einen o. 


ſchlag ausgehändigt erhalten hatte, in den Nebenraum — an den Nebentiſch — ), wo er unbeobachtet ſeinen 
Stimmzettel in den Umſchlag ſtecken konnte. Er trat ſodann an den Vorſtandstiſch heran, nannte ſeinen 


Namen und auf Erfordern ſeine Wohnung und übergab den Umſchlag, ſobald der Schriftführer den Namen 
in dem Wählerverzeichniſſe aufgefunden hatte, dem Wahlvorſteher, der ihn uneröffnet ſofort in die Wahlurne legte. 


Inhaber von Wahlſcheinen nannten ihren Namen und übergaben den Wahlſchein dem Wahlvorſteher, 


der ihn nach Prüfung dem Schriftführer weiterreichte und ſodann den Umſchlag uneröffnet in die Wahl⸗ 


urne legte. 
Hierbei mußten von dem Wahlvorſteher zurückgewieſen werden: 


1. weil der Wähler den Stimmzettel nicht in einem amtlich geſtempelten Unſchlag 


: abgeben wollte, timmzettel 
Wird durchſtrichen, foweit | - 8 7 Stimmzettel, 


bie bezeichneten Fälle nicht 
vorgekommen find 


Umſchlag abgeben wollte, . Stimmzettel, 


Hatt? Stimmzettel. 


Der Schriftführer vermerkte die Stimmabgabe jedes ment ere indem er neben deſſen Namen in Ge 
dazu beſtimmten Spalte des Wählerverzeichuiffes ein Kreuz machte und die abgegebenen ul ſammelte. 


Der Wähler zzz E f 
der einen Wahlſchein, ausgeſtellt von un EE EE 


Wird durchſtrichen, ſoweit 
der bezeichnete Fall nicht 
vörgekdmmen it)) 8. 88 E 


*) Das Unzutreffende ift zu durchſtreichen. 


2. weil der Wähler den Stimmzettel in einem mit einem Kennzeichen verſchenen : 


3. weil ber Wähler in den Umſchlag einen deutlich fühlbaren Gegenstand gelegt 


EL ER RR OT A 
RT Se ENS e 


FS 
3 0238 


SE 
AS ANDER. 


— 710 — es 
; MU Von Uhr nachmittags an wurden nur noch die in dieſem Zeitpunkte 
See EEN is ſchon im Wahlraum anweſenden Wähler zur Stimmabgabe zugelaſſen. Alsdann, 
eit der Fall nicht vorge⸗ 7 : 1 ; - Fide d T E 
E nämlich um le Minuten nachmittags, erklärte der Wahlvorſteher die 
; Abſtimmung für geſchloſſen. a 5 
Wird durchſtrichen, fo» RB Uhr Minuten nachmittags hatten ſämtliche in dem Wählerver⸗ 
weit der Fall nicht vorge- zeichnis eingetragenen Wähler abgeſtimmt. Der Wahlvorſteher erklärte um Uhr 
kommen ES GE Minuten nachmittags die Abſtimmung für geſchloſſen. 
We a Sem De | ig Uhr nachmittags erklärte ber Wahlvorſteher die Wahl für ge 
vorgekommen ijt. ſchloſſen. 
Alle nicht benutzten Umſchläge und Zettel wurden vom Vorſtandstiſch entfernt. 
Die Umſchläge wurden aus der Wahlurne genommen und ungeöffnet gezählt. Die Zählung ergab x... Stück. 
Darauf wurden die in dem Wählerverzeichnis eingetragenen Wahlvermerke gezählt, die Zählung. 
` Bref UE Wähler. 
e eee e EE 
: HI EE 
Wird durchſtrichen, wenn die Dieſe Geſamtzahl der Wähler ſtimmte mit der Zahl der abgegebenen Um, 
Zahlen nicht übereinſtimmen. ſchläge überein. s 


| größer, 8 : 
Wird durchſtrichen, wenn die Dieſe Geſamtzahl war um — Eu als die Zahl der abgegebenen Umſchläge. 


Zahlen übereinſtimmen. ] Zur Aufklärung dieſer Verſchiedenheit, welche fid) auch bei wiederholter Zählung 
herausſtellte, diene folgendes: N Y 


Sur Prüfung der Wahl wurde als Hilfsarbeiter zugezogen: 


Hierauf öffnete ein Beiſitzer bie Umſchläge einzeln, nahm die Stimmzettel heraus und übergab fie dem 
Mahlvorfteher,. der fie laut vorlas und nebſt den Umſchlägen einem anderen Beiſitzer weiterreichte, der die 
Stimmzettel, nach Wahlvorſchlägen geſondert, ſowie die Umſchläge bis zum Ende der Wahlhandlung aufbewahrte. 


Nach dem Vorleſen wurde hinſichtlich jedes gültigen Stimmzettels feſtgeſtellt, für welchen Wahlvorſchlag 
er abgegeben worden war. Jeder derartige Stimmzettel wurde dem Wahlvorſchlage zugezählt, auf den er 
lautete. Der Schriftführer machte hierüber in der Sählliſte bei dem betreffenden Wahlvorſchlag einen Vermerk 


und zählte die Stimmen laut. In gleicher Weiſe führte der Beiſitzer eine Gegenliſte. 


*) Das Anzutreffende ijf zu durchſtreichen. 


l 


EE 


Zählliſte und Gegenlijte wurden beim Schluffe der Verhandlung von dem Wahlvorſteher und dem 


Liſtenführer unterſchrieben und der Wahlniederſchrift als Anlagen ) beigefügt. 
Durch Beſchluß des Wahlvorſtandes wurden für ungültig erklärt: 

Venen Stimmzettel, weil fie nicht in einem amtlich geſtempelten Amſchlag übergeben worden waren. 
Nr. der Anlagen: SE ei Ge = 

233 Stimmzettel, weil ſie in einem mit einem Kennzeichen verſehenen Umſchlag übergeben worden 
waren. : 
Nr. der Anlagen . 8 

SE Stimmzettel, weil fie als nicht amtlich hergeſtellte erkennbar waren. 
Nr. der Anlagen! Secus a 

422 Stimmzettel, weil aus der zuläſſigen Kennzeichnung der Wille des Wählers nicht un 
zweifelhaft zu erkennen war. = E 
Nr der Anlagen: i. s 

D c Stimmzettel, denen irgendein durch ben Umfchlag deutlich fühlbarer Gegenftand beigelegt m 
Nr. ber Anlagen! 2 3 8 


6. Stimmzettel, die mit Vermerken oder Vorbehalten verſehen waren. 


Nr. der Anlagen dE 
3 abgegebene leere Umſchläge. 
S Nr. der Anlagen: ). 


Geſamtſumme von 1 bis 7 (für ungültig erklärte Stimmzettel, außer Berückſichtigung gelaſſene und 
abgegebene leere Umſchläge) : : | : = 
Mehrere gleichlautende Stimmzettel fanden fi) in Umſchlägen und wurden als je ein Stimm⸗ 
zettel gezählt. à : > SEEN Fa 
Dagegen wurden die nachbezeichneten Stimmzettel, hinſichtlich deren fid) die nachſtehenden Bedenken er⸗ 
geben hatten, aus folgenden Gründen durch Beſchluß des Wahlvorſtandes für gültig erklärt: ! 


1. Stimmzettel Nr. 


Die ſämtlichen vorbezeichneten Stimmzettel und Unmſchläge, bei denen es einer Beſchlußfaſſung de 
Wahlvorſtandes bedurft hatte, wurden mit fortlaufenden, den vorſtehend angegebenen entſprechenden Nummer 
verſehen und der Wahlniederſchrift beigefügt. i = 


) Einzuſetzen die Nummern der Anlagen. 
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Von den abgegebenen gültigen Stimmen haben erhalten: 


Bezeichnung des Kreiswahlvorſchlags 
mit Angabe der Partei 


Zahl der Stimmen 


VVV EE e EE Ee 
ai 
D. . ee ne SE | Ware ug EES ee oe m aaa Wee 1 
J.. SE | 
* F e C : 
).. (((( Ee DEE 
Ge \ 
EE EE 
EE E E E EE S 
UE EE c : 
Mee 5 2322 TEILS . 
ico um S OH $ 
- Ofamtjumme der gültigen Stimmen en Jana nina namen 
Geſamtſumme der für ungültig erklärten Stimmzettel ſowie 
der außer Berückſichtigung gelaſſenen Umſchläge r : 
Geſamtſumme ber abgegebenen Stimmn see = 
Wird durchſtrichen, wenn die Dieſe Geſamtſumme der abgegebenen Stimmen ſtimmte mit der Zahl der 
Zahlen nicht übereinstimmen. abgegebenen Umſchläge überein. dor E 
RE 5 : Ram e E kleiner 18 d 
e en sch Dieſe Geſamtſumme der abgegebenen Stimmen war um n größer ) als die 


Zahlen übereinſtimmen. | Zahl der abgegebenen Umſchläge. Zur Aufklärung dieſer Verſchiedenheit, bie fi) aueh = 3 
bei wiederholter Zählung herausſtellte, diene folgendes: GE 


d Das Unzutreſſende iſt zu durchſtreichen. 


! 


Nachdem der Wobwarſteher bn | Ergebnis verkündet hatte, wurden alle abgegebenen Slum 
nicht dieſer Eu u 1 E 


Dieſe Wahlſcheine wurden zuſammen mit ben 1 Se (ſ. oben) dem mëtteg e EST 
diefer vom Wahlvorſtand unterſchriebenen . der 1 E:: 
übergeben. S „ 


É n 
Zu keiner Zeit der Wahlhandlung waren weniger als vier Mitglieder des E ER tig 
und der Wahlvorſteher oder pns Stellvertreter gleichzeitig abweſend. >= 


Dieſe Verhandlung wurde vorgelefen, von dem Wahlvorſteher, dem EE den Weben D 
dem 5 3e gt und wie folgt vollzogen: 


Der Wahlvorſteher Die Weijiber. — ger Schriftführer. 
und der Stellvertreter. S = =: 


IX 


i 


5 Zahl ber Zahl der Zahl 
SE der Wahl abgegebenen] ungültigen der gültigen 
- berechtigten") Wahlſcheine“)] Stimmen Stimmen 


mus EU Es: 


JE einzutragen auf Grund der Angaben am Schluß der Wahlniederſchriſten. 


Zahl ber für den Kreiswahlvorſchlag 


— — — — — 


abgegebenen gültigen Stimmen 


Anlage 5. 


Einzuſenden an den Landeswahlleiter, Berlin SW 68, Lindenſtr. 28, ſofort nach der amtlichen 
Ermittlung des Wahlergebniſſes gemäß $ 82 der Landeswahlordnung. 


Geſamtüberſicht 


über das Ergebnis der Wahl zum Landtag am 
des Wahlkreiſes N. Stames- ooo so ren De 


1. Geſamtzahl ber Wahlberechtigte üͤ-p——- ::: 
2. Zahl der abgegebenen Wahlſcheine nr eneeeeneeenennen- 8 
. » ungültigen Ctinungettee 5. 
4. 5 D » gültigen UP CK I EE 


Verteilung der gültigen Stimmen auf die einzelnen Wahlvorſchläge. 


Auf die Wahlvorſchläge 
entfielen Zahl der 
Abgeordneten⸗] Reſtſtimmen 
gr 


DH 


Nummer und Bezeichnung der Wahlvorſchläge 
Stimmen 


Der Kreiswahlleiter. 


Unterſch e 


) Einzutragen auf Grund der Angaben am Schluſſe der Wahlniederſchriften. 


Sandtagswahlkreis 9t. 


Niederſchrift über die Verhandlung des Kreiswahlausſchuſſes. 


Verhande t „VFC o SAT MSN 
e L ioa 
Zur Ermittlung des Ergebniffes der Landtagswahl am una... in dem ten "pop ER 


hat der Kreiswahlleiter auf denn I folgende Wähler: 


aus dem Wahlkreis zum Wahlausſchuſſe E 
Tag, Stunde und Ort ber Verhandlung waren öffentlich bekanntgemacht worden. 
Es waren 5 : 
Reeg EE CCC 


als Silfsarbeiter Edge 6 > J ĩðLtuß 8 à E. ELS 
zugezogen. 5 
Die Beiſitzer und der Se wurden nid von dem Wahlleiter von 


— 


II. = 


Gs wurden auf Grund der Niederschriften über die Wahlen in den einzelnen Wahlbezirken 
gültigen Ergebniſſe der Wahl feſtgeſtellt. Für jeden einzelnen Wahlbezirk wurde die Zahl der Wahlberechtig 
der abgegebenen Wahlſcheine, der ungültigen und gültigen Stimmen ſowie der auf die einzelnen Krei 
wahlvorſchläge entfallenen gültigen Stimmen in dem der Niederſchrift beigefügten Zählbogen eingetragen 
und zuſammengerechnet. Der Zählbogen wurde vom Kreiswahlleiter, den Beiſitzern und dem Schriftführ 
unterſchrieben. d 


Se 
zee) Bedenken Anlaß gegeben: 


See Ader Mee 
a pU ae uns haben zu Folgenden 


Bezeichnung ee Zahl 
des Kreiswahlvorſchlags der Stimmen 


5 H 


E Verteilung der Abgeordnetenſitze auf die Wahlvorschläge. 


Es wurden hierauf die Geſamtſtimmenzahl jedes Wahlvorſchlags durch 40 000 geteilt und jedem 
Wahlvorſchlage is Abgeorbnetenfige zugeteilt, als die Zahl 40 000 in 2 GIGA enthalten war. 


Siernach ergab ſich gue Verteilung: 


Geſamtſtimmenzahl Zahl der Zahl der 


j SE EH Reſtſtinnen 
i ! H LAUS I LA ECH 1 ATL. 2486 1215526]: ! Ile EE 


SE 
Die Reſtſtimmen der Kreiswahlvorſchläge 9w. b wurden dem Landeswahlleiter mitgeteilt. 
Es wurde hierauf die Vertagung der Verhandlung beſchloſſen “). 


= vormittags 
8 In öffentlicher Sitzung fortgeſetzt mW 8 DEE 
ES poe Uhr im Gegenwart ber oben aufgeführten Perſonen. 

Er Nach Mitteilung des Landeswahlleiters wurden an weiteren Abgeordnetenſitzen zugeteilt 
B dem Kreiswahlvorſchlage Nr.. Sitz 

= dem Kreiswahlvorſchlage Nr. Sitz 

= L uſw. 


IV. Feſtſtellung der Gewählten. 
Nach der Reihenfolge der Benennungen auf den Kreiswahlvorſchlägen ſind hiernach gewählt: 
Vom Kreiswahlvorſchlage Nr. E : 


Vom Kreiswahlvorſchlage tr. 15 


Vom Kreiswahlvorſchlage Nr. d 3 


uſw. 


V. Verkündung des Wahlergebniſſes. 
Der Kreiswahlleiter verkündete: 


1. die Zahlen der auf die einzelnen Kreiswahlvorſchläge entfallenen gültigen qu 
2. die Namen der Gewählten. d 


Während der ganzen Verhandlung ſtand der Raum, in dem Se werfen Daten dem Zutritt 
der Wähler offen. 2 


Dieſe Verhandlung wurde vorgeleſen, von dem Kreiswahlleiter, den Beiſitzern und dem Schriftführer : 
genehmigt und unterfchrieben. EE 


Der Kreiswahlleiter. Die Beifiker. Der Schriftführer. 


) Nur erforderlich, wenn Kreiswahlvorſchläge fi ch verbunden haben und die Zuweiſung weiterer Abgeordnetenſitze vom Laudes⸗ 
wahlleiter zu erwarten iſt. N 8 
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** 
Anlage 7. 


Einzuſenden an den Landeswahlleiter, Berlin SW 68, Lindenſtr. 28, 
ſpäteſtens am 14. Sage nach der Wahl (8 83 Abſ. 2 LWO.). 


Hauptzuſammenſtellung | 
der Wahlergebniſſe aus ſämtlichen Wahlbezirken für die Wahl zum Landtag 5 
P! 8 x 


in NOablhi l:: t ae 


Zuſammenfaſſung des Wahlergebnisses: 
Seühl der Wahlberechtigten 8 
» „ abgegebenen Wahlſcheine . 
pz» „ Stimmen Uherhau pft : 


» —» ungültigen Sfimmen 2.82. d 


» » gültigen Stimmn 
Von den gültigen Stimmen entfielen auf: 
J EE Stimmen, mithin Sitze Reſtſtimmen 
2% E 1 KK D S rannte * x — — » 
» SJ ð NEE EE » EE » - » 
» » 5 ? ; 
LR AREE LL C ff... US ed d » » 
Tour. 7 rrr c Mr EE Sd Ve RE EEE END 2 E 3 
VE E E » Rr oce 82828 e ARD » 
/ ² ˙ mw e ue Y » RB 73 » 
).... ͤ eR UD CR RAI d CARA EE Un HE » 
LASS REIR AE EES » » 5 » 


Borbemerkung. 


Es find bie Wahlergebniſſe für jeden einzelnen Wahlbezirk nachzuweiſen, die Summen für die mehrere Wahlbezirke umfaſſenden 
Stadt, und Landgemeinden an den entſprechenden Stellen einzufügen, für jeden kleineren Verwaltungsbezirk (Kreis, Oberamt ufm.) iſt 
eine Summe zu ziehen. Die Summenzahlen für die mehrere Wahlbezirke umfaſſenden Gemeinden ſind in andersfarbiger Tinte 
einzutragen. Bei den Summenzeilen iſt darauf zu achten, daß die Querſumme der Spalten 7 bis 17 gleich der Spalte 6 fein muß. 


) Einzutragen auf Grund der Angaben am Schluſſe der Wahlniederſchriften. 
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e x d AS : Ge Zahl ber abgegebenen 


ezirk 
: Zahl Zahl der 

der Wahl | abgegebenen 
beredytigten*) | Wahljcheine *) 


ungül⸗ 
tigen 
Stim- 
men 


s Bezeichnung 

(Namen ber Orte, die zum Wahlbezirke gehören ) 
bei Gemeinden, die aus mehreren Wahlbezirken 
beſtehen, Angabe der Nummern der Wahlbezirke) 


gültigen 
Stimmen 


2 


Seitenſumme . 


. ' 
f 1 


*) Einzu ragen auf Grund der Angaben am Schluſſe der Wahlniederſchriften. 
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Einzuſenden an den Landeswahlleiter, Berlin SW 68, Lindenſtr. 28 Anlage 8. 


1. wenn verbundene Wahlvorſchläge nicht vorhanden find, ſogleich mit der Geſamtüberſicht, 


2. wenn verbundene Wahlvorſchläge vorhanden find, ſogleich nach der a Ermittlung des Wahlergebniffes nach 
8 85 der Landeswahlordnung. 


Nachweiſung 
gewählten Abgeordneten des Wahlkreifes 


Kreiswahlvorſchlag Nr. Kreiswahlvorſchlag Nr. Kreiswahlvorſchlag Nr. Kreiswahlvorſchlag Nr. . 
Partei: Partei: Parteß; Et PNE eee 8 


Kreiswahlvorſchlag Nr. 
Partei: 


L Zahl der erworbenen Sitze 


ö f nach Ermittlung des Wahlergebniſſes im Wahlkreis (Kreisſitze) zuzüglich der durch Verrechnung der Reſtſtimmen im Wahlkreisverband Nr. ........... Name:. rs 
vom Landeswahlleiter ermittelten Sitze (Verbandsſitze). 


Anzahl der Kreisſitze: Anzahl der Kreisſitze: 


» »Verbandsſitze: 


Anzahl der Kreisſitze 
„ »Verbandsſitze: — 


Anzahl der Kreisſitze . 
» » Verbandsſitze: 


Anzahl der Kreisſitze: . 
„ » Verbandsſitze: » »Perbandsſitze : 


724 


zuſammen: zufammen: uſammen: 
à 8 uj 


(Ort, Tag) 


eee 


vi 


Gr. 12908.) Verordnung. übe das Stimmrecht der aus dem beſetzten Gebiet Ausgewieſenen. Vom 


hs 30. Oftober 1924. | 
Auf Grund des § 108 der Landeswahlordnung vom 29. Oktober 1924 (Geſetzſamml. S. 684) wird hiermit 
verordnet: EN ^ 


Stimmberechtigte, die aus dem beſetzten Gebiet (alt- und neubeſetztes Gebiet) ausgewieſen oder 
durch Maßnahmen der Beſatzungsmächte verdrängt ſind, insbeſondere auch Perſonen dieſer Ard, die 
infolge der Wohnverhältniſſe dorthin noch nicht haben zurückkehren können, find für die Neuwahlen 
zum Preußiſchen Landtag am 7. Dezember 1924 auf Antrag in das Wählerverzeichnis ihres Aufenthalts- 
orts einzutragen, auch wenn fie an dieſem Orte keinen Wohnſitz oder gewöhnlichen Aufenthalt haben. 


Berlin, den 30. Oktober 1924. 


Der Miniſter des Innern. 
Severing. 


g des Geſetzammlungsamts, Berlin NW 40, Scharnhorſtſtr. 4. — Gedruckt in der Reichsdrucker, 
Preußlijchen Geſetzſammlung (auch älterer Jahrgänge und einzelner Nummern) vermitteln di 
Einzelne Nummern können üuch Anmien Belt efebfanminnasante‘ en umo = PORE ps 


Den Bezug der 
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